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Der 12. August 1961 in Ostberlin

der Tag vor dem Bau der Berliner Mauer

und das Ende meiner Freiheit
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Teil I
1961 ein besonderes Jahr

Das Jahr 1961 fing für mich (Jahrgang 1939 geboren in Berlin) richtig gut an. Durch Vermittlung meiner Schwester Helga bekam ich vom damaligen NWDR (heute WDR) das Angebot, als Kleindarsteller bei der Vorbereitung auf die Geschicklichkeitssendung „Nur nicht nervös werden“ am 29.3. und 1.4.1961 zu einem Honorar von je DM 25,00 mitzuwirken. Wir Klein-darsteller mussten ausprobieren, ob die vorgesehenen Aufgaben für die Kandidaten im Publikum in der späteren Sendung eventuell zu schwierig sein würden. Eine nicht alltägliche Erfahrung, die mir viel Spaß gemacht hat.

Für den Rest des Jahres schienen die Zeichen auch günstig. Ich verbrachte meine Sommerferien – bei wunderbarem Wetter – in Westberlin, hatte die Immatrikulation für mein Wunschstudium an der FU Berlin in der Tasche, und auch die Unterkunft war geregelt. Aber am Ende kam es ganz anders.

Jeden Tag fuhr ich damals von Westberlin mit der S-Bahn über den Bahnhof Friedrichstraße in den Ostteil der Stadt, um meine Oma in Pankow zu besuchen. Ich besorgte dann jedes Mal für den Grenzübertritt eine Tagesaufenthaltserlaubnis im sogenannten „Tränenpalast“, der Abfertigungshalle des Grenzübergangs, wo Ostdeutsche ihre Besucher aus dem Westen verabschieden mussten und wo man Passierscheine, z.B. die erwähnte Tagesaufenthaltserlaubnis, erhielt, die bis 24.00 Uhr galt. Danach musste ich zurück in Westberlin sein. 

Zweimal habe ich gegen diese Vorschrift verstoßen und bei Oma übernachtet. Beim ersten Mal wurde ich auf dem Bahnsteig des S-Bahnhofs Pankow von zwei Uniformierten aus der Bahn herausgeholt, als ich mich am Morgen gerade von meinem Onkel Richard verabschieden wollte. Der Beamte kontrollierte meinen Passierschein und stellte natürlich fest, dass er abgelaufen war, und wollte mich festnehmen. Da schaltete sich mein Onkel ein und wies darauf hin, dass ich bis dahin jeden Tag eine Aufenthaltserlaubnis hatte (ich hatte zum Glück alle Scheine bei mir) und pünktlich vor Mitternacht in den Westsektor zurückgekehrt war und bat, nachsichtig zu sein und eine Ausnahme zu machen. Zu meiner Erleichterung hatte der Beamte ein Einsehen und ließ mich in die S-Bahn einsteigen.

Das zweite Mal war ich schlauer. Nach der Übernachtung bei meiner Oma fuhr ich mit der Straßenbahn bis zur Friedrichstraße, weil die Ostberliner Straßenbahn nur innerhalb des Ostsektors fuhr und deshalb keiner Kontrolle unterlag, weil man ja nicht in den Westen fahren konnte. Im „Tränenpalast“ holte ich mir dann die Tagesaufenthaltserlaubnis für diesen Tag. Natürlich war das ein Gesetzesverstoß. Es war damals übrigens sehr leicht, gegen Ostgesetze zu verstoßen, z.B. durch den Kauf von Briefmarken, die häufig als Sperrmarken galten und die als Devisenbringer für die DDR dienten. Auch die Kontaktaufnahme zu Ostberlinern wurde nicht gern gesehen und von Mitarbeitern der Staatssicherheit festgehalten, wie ich später feststellen sollte.

Man konnte übrigens schon vor dem 13. August in Berlin spüren, dass etwas im Gange war. Die üblichen Grenzkontrollen, die anfangs am Bahnhof Friedrichstraße stattfanden, wurden immer weiter in den Osten verschoben, zuletzt erlebte ich das in Pankow, als ich bei meiner Oma illegalerweise übernachtet hatte, wie bereits erwähnt.

Damals machte ich viele Fahrten in Ost- und Westberlin und schickte jeden Tag eine Ansichtskarte nach Hause bis zum 12. August 1961, dem Tag, der meine schönen Pläne für Berlin zunichte machte. An diesem schicksalhaften warmen Sommertag, traf ich zufällig am Brandenburger Tor ein Auto mit drei amerikanischen Touristen, denen ich anbot, ihnen Berlin zu zeigen, was sie gern annahmen. Wir fuhren durch West- und Ostberlin und auch nach Pankow zu meiner Oma. Dabei kamen wir auch am Gefängnis des MfS (Ministerium für Staatssicherheit, das der Gestapo des Dritten Reichs entspricht) vorbei, worüber ich meine Amerikaner informierte, ohne zu ahnen, was ein paar Stunden später passieren sollte. Am Schluss der Fahrt ließen sie mich am Bahnhof Friedrichstraße aussteigen. 

Als ich die Bahnhofshalle betrat, gab es dort einen großen Menschenandrang vor einer Ausstellung mit dem Thema „Blutrichter in Westdeutschland“. Mittendrin eine kleine Gruppe, ca. acht Leute aus der DDR und aus dem Westen, die leidenschaftlich mit einem Professor der Humboldt Universität stritten. 
Ich drängelte mich durch die Menge bis zur Diskussionsgruppe. Der Professor behauptete u.a., Westdeutschland sei eine Diktatur, weil die KPD verboten war, und er beschuldigte Deutschland der Aufrüstung mit Atomwaffen. Außerdem kritisierte er das Vorhandensein von Generälen in der Bundeswehr, die schon in der Wehrmacht der Nazizeit gedient hatten. Ich mischte mich in die heftige Auseinandersetzung ein und verteidigte unsere Regierung. U.a. sagte ich: „Es stimmt, dass es in der Bundeswehr alte Generäle aus der Wehrmachtszeit gibt, aber in der Volksarmee der DDR muss es ja auch Generäle aus der Wehrmacht geben, denn wo hätten denn sonst die Generäle der Volksarmee herkommen sollen.“ Und: „Die Bundesregierung ist keine Diktatur, da sie aus freien Wahlen hervorgegangen ist. Ich gebe aber zu, dass das Verbot der KPD nicht demokratisch ist. Aber Sie lassen ja auch nicht Regimegegner frei herumlaufen“. Plötzlich kam Bewegung in die Massen, und aus allen Ein- und Zugängen des Bahnhofsgebäudes kamen Vopos (Volkspolizisten) und forderten die Anwesenden auf: „Gehen Sie auseinander, gehen Sie auseinander!“ Beim Weggehen sagte ich noch zu einem anderen: „Ich denke, hier gibt es Diskussionsfreiheit“. (Die DDR-Verfassung garantierte ja das Recht auf freie Rede). Da tippte mir jemand von hinten auf die Schulter und sagte: “Kommen Sie mit. Wir wollen uns mit Ihnen mal über Diskussionsfreiheit unterhalten“. 

Wir, die Diskutanten, einige Bürger der DDR, zwei andere Westdeutsche und ich, wurden in eine “Grüne Minna“ (Fahrzeug der Polizei) verfrachtet und fuhren im Eiltempo mit Martinshorn zum Polizeigefängnis in der Keibelstraße am Alexanderplatz. Dort mussten wir in einem Korridor auf die Vernehmung warten. Während die Ostberliner einer nach dem anderen zur Vernehmung hereingerufen wurden, waren wir Westdeutschen zunächst noch guter Dinge, besonders der Westberliner flachste herum, weil wir der irrigen Auffassung waren, uns Bürgern der Bundesrepublik könnte nichts passieren. Damit war es aber zuende, als der Westberliner von der Vernehmung wieder herauskam kreidebleich und wortlos, für einen Berliner sehr ungewöhnlich.  Da wurde auch mir mulmig. Ich kam als Letzter an die Reihe und wurde in einen abgedunkelten Raum geführt - nur auf dem Schreibtisch des Vernehmungsbeamten war eine Lampe– und musste mich mit dem Gesicht zur Wand hinsetzen. So wie man es aus Krimis im Fernsehen kennt. Der Beamte fragte mich: “Was tun Sie hier im Demokratischen Sektor der Stadt Berlin? Wer hat Sie geschickt?“ Als ich wahrheitsgemäß antwortete, dass ich meine Ferien in Westberlin verbrachte und meine Oma besuchen wollte, wurde er wütend, weil ihm die Antwort gar nicht gefiel.

“ Das können Sie Ihrer Großmutter erzählen“ entgegnete er. Und er fragte mich, was ich denn im Bahnhof Friedrichstraße gesagt hätte. Ich konnte zunächst gar nichts sagen, ich hatte, wie man heute sagen würde, einen „blackout“. Er fragte wiederholt, wer mich geschickt hätte. Immerhin hatte ich bei meiner Festnahme neben meinen Papieren auch meinen Taschenkalender mit vielen Adressen von Amerikanern bei mir, was mich angesichts der damaligen politischen Lage, wohl verdächtig machte. ( Zur Erläuterung: Es handelte sich dabei um Namen von Student (inne)n, die ich während meines Studiums am (Quäker) Earlham College in Richmond, Ind.,  im Jahr davor von Juni 1959 – September 1960 kennengelernt hatte. Den Aufenthalt in den USA verdankte ich der Einladung meines amerikanischen Brieffreundes Peter Ashelman nach meinem Abitur im Juni 1959. )

Mindestens zweimal unterbrach der vernehmende Kriminalbeamte wütend die Vernehmung und riss den Bogen mit dem Protokollansatz aus der Schreibmaschine, weil er mit meinen Antworten nicht zufrieden war. Ich konnte mich aber wirklich nur daran erinnern und zu Protokoll geben, was ich im Bahnhof Friedrichstraße zur Frage der Generäle in der Volksarmee und zum Verbot der KPD gesagt hatte. Schließlich rief er zornig: „Ich habe hier drei Seiten mit Aussagen von Zeugen über Ihre provozierenden Äußerungen!“ Worauf ich erwiderte, er möge sie mir doch vorlesen, damit ich darauf antworten könnte, und zu meinem Glück las er die ganzen „Zeugenaussagen“ vor, so dass ich nun 
wusste, was man mir vorwarf. (Es gibt m.E.  - aufgrund der Erfahrungen der Mitgefangenen - vor einem Prozess in der U-Haft nichts Schlimmeres, als die Ungewissheit darüber, was einem alles zur Last gelegt wird).  

Ich bestätigte einiges, aber vielen Aussagen widersprach ich. Dennoch forderte er von mir, das Protokoll mit den Aussagen der „Zeugen“ zu unterschreiben. Andernfalls drohte er, käme ich vor ein Schnellgericht. Davor hatte ich aber Angst, weil ich dann ohne Verteidiger gewesen wäre. Also unterschrieb ich aus Furcht, obwohl Vieles nicht der Wahrheit entsprochen hatte.

Nach dieser Vernehmung wurden wir in einen großen vergitterten Raum abgeführt, der voll von verhafteten Kriminellen war. Es war für uns „Politische“ eine unangenehme gespenstische Atmosphäre, zwischen solchen „normalen Kriminellen“ die Nacht zu verbringen. (Von den Vorgängen draußen, d.h. Bau der Mauer - hatten wir keine Ahnung).

Am nächsten Tag, 13. August 1961 (Tag des Mauerbaus), wurde ich in das Gefängnis des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) in Pankow überführt, (was ich zu diesem Zeitpunkt aber nicht wusste), das ich - Ironie des Schicksals – am Tag zuvor meinen Amerikanern gezeigt hatte, und in eine Einzelzelle im Kellergeschoß eingesperrt. Im Gegensatz zu den anderen Etagen war diese noch nicht renoviert und sah erschreckend aus. Sie erinnerte mich an eine Gefängnisszene aus einem Fernsehfilm. Sie war dunkel, es kam nur etwas Licht durch ein vergittertes Fenster so hoch an der Wand, dass man nicht heranreichte und hinaussehen konnte. Die Wände waren beschmiert, das Toilettenbecken (ohne Brille und Deckel) verdreckt, und an der Wand mit dem Fenster über die ganze Zellenbreite gab es eine hölzerne Pritsche mit einer Militärdecke und kariertem Bettzeug, ca. zwei Meter breit und 180 cm tief mit abgeschrägtem Kopfteil. Der restliche Raum war ebenfalls ca. zwei mal zwei Meter groß.

An einer Wand hing die Gefängnisordnung, die zum Beispiel für die Gefangenen pro Tag 20 Minuten Rundgang im Gefängnishof vorschrieb. Tatsächlich kamen wir aber nur einmal pro Woche nach draußen, weil wegen der politischen Ereignisse im Zusammenhang mit dem Mauerbau ständig neue politische Gefangene hinzukamen, so dass alle Zellen mindestens doppelt belegt waren. 

Der wöchentliche Rundgang fand im Gefängnishof statt, der in mehrere rechteckige Bereiche mit den Maßen ca. vier Meter hoch, 15 Meter lang und fünf Meter breit eingeteilt war. Von einer Längswand und einer Breitwand war je ca. ein Meter abgegrenzt, damit für den Wachmann im Wachtturm kein toter Winkel seine Sicht behindern konnte. So blieb für uns zehn Mann also nur eine Fläche von 14 x 4 m = 56 qm für den Rundgang zur Verfügung. Sprechen und sonstige Kontakte waren streng verboten. 

Im Übrigen war das Leben im Gefängnis des MfS erträglich. Man bekam ausreichend zu essen, wenn auch sehr spartanisch. Zum Frühstück gab es für jeden eine 2 cm dicke Scheibe Graubrot bestrichen mit einem Hauch von Margarine und mit Marmelade, die mit viel Wasser stark verdünnt war, so dass es unmöglich war, sie auf alle gleichmäßig zu verteilen. Und als wir z.B. einmal zu Mittag Brühe bekamen, war diese so dünn und fettarm, dass einer von uns – typisch berlinerisch - meinte: „Da gucken ja mehr Augen rein als raus.“ Man nahm aber auch Rücksicht auf die Gesundheit der Häftlinge. So bekam man Weißbrot, wenn man das normale Brot nicht vertrug. Irgendwelche negativen Ereignisse, wie Misshandlungen oder andere Zwischenfälle, habe ich aber während der Haft nicht erlebt.

Gemäß Gefängnisordnung wurden wir um 6.00 Uhr morgens geweckt und mussten abends um 22.00 Uhr schlafen. Es war eine Qual, so lange ohne Tätigkeit immer wach zu bleiben. Schlafen durften wir tagsüber nicht. Und ein Herumgehen war bei der geringen Größe der Zelle kaum möglich. Anfangs bin ich oft eingenickt, wenn ich auf der Pritsche saß und wurde dann vom Wächter unsanft aufgeschreckt, indem er mit Wucht gegen die dicke Eisentür trat. Nach einiger Zeit hatte ich mich an die annähernden Schritte gewöhnt und öffnete meine Augen jedes Mal rechtzeitig, wenn er die Klappe über dem Spion beiseite schob. In diesen Tagen der Einzelhaft habe ich viel gebetet (stumm) 
und gesungen(laut), so dass ein Wachmann sich einmal beklagte, als ich ein Lied mit vielen Strophen auf Englisch sang, wegen der vielen Wiederholungen. Zum Glück musste ich nur eine Nacht in dieser grausigen Einzelzelle bleiben und kam danach in eine renovierte Zelle. Nach ca. zwei Wochen kam ein zweiter Gefangener in meine Einzelzelle, dem ich zunächst nicht traute. Er hätte ja ein eingeschleuster Agent des MfS sein können. Nach ein paar Tagen aber hatten wir uns aneinander 
gewöhnt. Mein neuer Leidensgenosse war ein etwa gleichaltriger DDR-Bürger, der wegen Republik-

flucht und Spionage für den Westen angeklagt wurde. Er hatte bei seinem Aufenthalt im Westen gegenüber dem westlichen Geheimdienst Aussagen gemacht, die von den DDR Beamten als Spionage betrachtet wurden, wofür er mit zwei Jahren Zuchthaus bestraft wurde. 

In der nächsten (Doppel-)Zelle waren wir zu viert, einer von ihnen war schon früher im Gefängnis gewesen und brachte uns interessante Dinge bei, z.B. wie man Feuer ohne Streichhölzer und Schachfiguren aus Brot und Seife macht. Letzteres ermöglichte uns, einige Zeit Schach zu spielen, bis ein aufmerksamer Wachmann uns die Figuren abnahm. Von unserem erfahrenen Mitgefangenen erfuhren wir auch, wie der Westen im Ostsektor Spionage betrieb und wie er dafür junge Ostbürger ansprach, die in Westberliner Kinos zum Kurs 1:1 Kinokarten kaufen konnten. - Das war möglich, weil bis zum 13. August 1961 ein freier Personenverkehr bestand – die Mauer gab es ja bis dahin noch nicht. Unser 20jähriger Mithäftling hatte sich zur Spionagetätigkeit verführen lassen und war ertappt worden. Mich hat diese skrupellose Handlungsweise der Westagenten gegenüber jungen Menschen sehr erbost, weil dadurch deren Leben für lange Zeit ruiniert wurde. 

Nach etwa einer Woche Untersuchungshaft wurde ich zu einer zweiten Vernehmung abgeholt. Die erste Frage des diensthabenden Offiziers war: “ Haben Sie Angst?“ „Ja“ antwortete ich. „Und wenn ich Ihnen sage, dass Sie hier beim Ministerium für Staatssicherheit sind, haben Sie dann noch mehr Angst?“, antwortete ich wieder: „Ja“, mit vollster Überzeugung. Er fuhr dann fort mit der Vernehmung:  „Warum haben Sie das alles im Bahnhof Friedrichstraße gesagt?“ Ich: „Weil wir das so gelernt haben und weil es meine Überzeugung ist“ Er: „Man kann doch seine Überzeugung ändern“. Ich: „Ich wurde so erzogen und bin katholisch. Ich kann daher nicht für den Kommunismus sein“. Nach diesem kurzen Verhör hat man nicht mehr versucht, mich politisch zu beeinflussen.

Etwas Abwechslung gab es, wenn man zum Friseur oder zum Duschen geführt wurde. Jedesmal, wenn ich dabei an den Zellentüren der anderen Häftlinge vorbeiging, fühlte ich Mitleid mit ihnen, denn während ich die Gewissheit hatte, nach Verbüßung der Strafe in die Freiheit des Westens entlassen zu werden, würden sie nach ihrer „Freilassung“ aus den Gefängnismauern auf eine neue, (Berliner) Mauer blicken müssen. 

Ungefähr vier Wochen später erhielt ich Besuch von einem Rechtsanwalt Dr. Fiedler, den meine Mutter besorgt hatte. Im Verlauf unseres Gesprächs zur Vorbereitung auf das Gerichtsverfahren sagte ich: „Wenn ich gewusst hätte, wie hier der Westen Spionage treibt, hätte ich unsere Regierung nicht verteidigt!“ Da meinte er: „Sagen Sie das vor Gericht. Vielleicht verringern Sie damit das Strafmaß“.

Nach elf Wochen U-Haft war am 24.10.1961 die nichtöffentliche Gerichtsverhandlung. Nur Verwandte, wie meine Mutter und meine damalige Freundin Rosemarie, die sich als meine Verlobte ausgab, waren zugelassen. Neben mir waren noch zwei Angeklagte, darunter einer aus Dortmund. Die Staatsanwältin beantragte für mich vier Monate Gefängnis wegen „Staatsgefährdender Hetze und Propaganda“. Mein Verteidiger versuchte, mich, mit dem Hinweis auf meine unbelastete Vergangenheit und mein „vorbildliches soziales Engagement“ bei den Quäkern, positiv darzustellen, erreichte aber keine Reduzierung des Strafmaßes. Auch meine Einlassung in Bezug auf die von mir kritisierte Spionagetätigkeit des Westens zeigte keine Wirkung. Am Ende entsprach der Richter dem Antrag der Staatsanwältin.

Nach dem Prozess wurde ich in die Haftanstalt Rummelsburg für Häftlinge aller Art überführt, wo ich die letzten sieben Wochen in einer Zelle mit acht Häftlingen verbrachte. Hier lernte ich das Ver-
halten von Menschen in engem Raum kennen, wie sie nach dem Prinzip „Der Eine ist des Anderen Wolf“ (“homo homini lupus“) lebten. Anders als in der U-Haft bei der Stasi konnten die Inhaftierten in der Regel für Geld arbeiten, mit dem sie dann bei der HO (Handelsorganisation, neben Konsum die standardisierten Einkaufsläden im Osten) einkaufen konnten, z.B. Zigaretten. Auch wenn das Entgelt nicht hoch war, bedeutete die Möglichkeit zu arbeiten eine angenehme Abwechslung im eintönigen Gefängnisleben. Ich gehörte nicht zu den Begünstigten. Wahrscheinlich wegen meiner kurzen Haft.
Aus dem Gefängnisleben ist vielleicht erwähnenswert, wie die Häftlinge auf verschiedenen Etagen
miteinander kommunizierten. Zum Beispiel konnte man sich durch leer gepumpte Toilettenrohre verständigen und dabei den Tausch von Gegenständen, z.B. Zigaretten gegen Schmalz verabreden. Der Tausch ging dann wie folgt vonstatten: Man befestigte die Zigaretten an eine lange Schnur und 
ließ sie durch das Zellenfenster mit Pendelbewegungen in die gewünschte Zelle herab, um von dort etwas zu bekommen. Aber nicht immer mit Erfolg, entweder aus technischen Gründen, oder weil der Empfänger nichts zurückgab. 

Am 7. 11.durfte ich zum ersten und einzigen Mal meinen Eltern einen Brief schreiben. (s. Seite 8) Zwei Tage vor meiner Entlassung wurde ich mit einem Gefangenentransport per Eisenbahn auf Umwegen über Stralsund und Rostock zu einem Gefängnis in Magdeburg gebracht in eine Zelle mit sechs sehr alten Häftlingen mit extrem hohen Strafen. Und von Magdeburg weiter nach Marienborn, wo mich zu meiner Überraschung die westlichen Geheimdienstler genauso streng vernahmen, wie ihre östlichen Kollegen. Als ich mich darüber aufregte, erklärte man mir, diese Maßnahme sei nötig zum Schutz vor östlichen Agenten, die häufig von der DDR unter den echten Flüchtlingen eingeschleust würden. Ich rief dann meinen Vater an und ließ mir telegrafisch Geld überweisen, weil ich keins mehr hatte. Am 14.12.1961 kam ich schließlich zu Hause an. In Düsseldorf ließ ich mir dann noch bescheinigen, dass ich nicht als vorbestraft galt. 

Nach diesem Abenteuer in Berlin war mein Wunschtraum vom Studium in Berlin ausgeträumt, denn mein Vater erklärte mir klipp und klar, dass ich nicht mehr nach Berlin dürfte, solange ich von ihm abhängig sei. Ich hatte aber auch selbst für eine einige Zeit keine Lust mehr auf Berlin, weil ich danach noch für lange Zeit Angst verursachende Träume hatte. Für mich als Berliner eine schwer ertragbare Situation.

Noch unter dem Eindruck meiner Zeit im MfS-Gefängnis verfasste ich damals in einem „Editorial“ des ESC (English Speakers´ Circle e.V., Düsseldorf), dessen Chairman ich viele Jahre war, folgendes „Gedicht“:

                                                                 In Prison 

                                                           (or Confidence)

                               Now I stand                                             But why?- you ask.

                               Amidst a cell                                           What else am I to do

                               With concrete walls                                alone, all by myself –

                               an iron door.                                           But sit and stand

                               an iron bed.                                             and walk around? -

                               Then I sit                                                 Yet not alone 

                                within my cell                                         am I, indeed. –

                               upon an iron bed,                                    There is the spy,

                               an iron door in front                                a little hole within the door -

                               and iron bars behind -                             a man in green behind.

                               At last I walk -                                         And someone else

                               walk in a square                                      is there, I know,

                               of 5´ by 3´ -                                              not visible for me,

                               about an hour or two                               yet always present,

                               I go with seven steps a round -                guarding me.

                                                                  So it is He,

                                                                  who gives me hope,

                                                                  and strength to bear my cross,

                                                                  withstand all sufferings,

                                                                  keep my faith.   

                                                                                                                Klaus Otto

Mein Brief aus dem Gefängnis an meine Eltern
                                                                                                Berlin, den 7/11/61

Meine inniggeliebten Eltern !                                                

Über Muttis Besuch habe ich mich sehr gefreut. Hoffentlich ist Mutti beruhigt von hier gegangen. Es geht mir wirklich gut, und ich freue mich schon auf das Wiedersehen und ein gemeinsames Weihnachtsfest. Bevor ich es vergesse, wünsche ich Dir Vati zum Geburtstag alles Liebe und Gute und als Geschenk meinen Entschluß, mit Dir zusammenzuarbeiten. 

Während meiner Haft bin ich zu der Überzeugung gelangt, daß ich im Auswärtigen Amt nicht bestehen könnte. Ich bin sehr glücklich darüber, Dir diese Freude machen zu können. Sobald ich wieder zurück bin, werde ich in Köln weiter studieren.  Grüßt bitte Dechant Scheffen und Studienrat Hermann von mir.

Es tut mir sehr leid, daß ich Euch so viel Kummer und Sorge bereite, und ich weiß nicht, wie ich alles wieder gutmachen soll. Bitte verzeiht mir, was ich getan habe. Ich will mir auf der Uni große Mühe geben, um Euch wenigstens dort Freude zu bereiten. Jetzt, da ich kennengelernt habe, was Gefangensein bedeutet, werde ich das Leben in Freiheit ganz anders sehen. Was für ein Geschenk ist es doch, frei zu sein. Ihr könnt Euch nicht vorstellen, wie sehr ich mich auf unser Wiedersehen freue. Hoffentlich ist zu Hause alles in Ordnung. Schade, daß ich Euch nicht beim Umzug helfen kann. 

Betet bitte für Euch und für mich, daß wir diese letzten fünf Wochen auch noch gesund überstehen. Schreibt bitte nicht mehr an mich.

Herzliche Grüße und Küsse 





       Euer Sohn Klaus  

                                                                                                                     Postaushändigung

                                                                                                                     genehmigt

                                                                                                                     am:  22.11.61

                                                                                                                     Staatsanwalt

„Tagebuch für Klaus“, Berlin 1961
- von meiner Mutter geschrieben – 
„Donnerstag war Klaus wie auch vorher bei Oma am 10.08.61. Nachmittag mit Jochen (mein Cousin) und Richard (Onkel) im Tierpark Ostsektor. Abends nochmals zur Oma 20:15 zur Versammlung der Hausobleute in Muttis (Oma) Wohnung Pankow, Neumannstr. 41 II, dort fortgegangen 23:15 zum Westsektor Dahlem Villa Tramsen, Ehrenbergstr. 30. Freitag am 11.8. bei Oma gewesen, Sonnabend, den 12.8.61 um 10:00 Uhr von Tramsen fortgegangen. „Gehe zu Oma“ sagte er. Mit 3 jungen Leuten bei Oma gewesen Zeit 1400 – 15:00 Uhr, stellte sie vor mit den Worten: „Das sind meine 3 kalifornischen Freunde, die ich zufällig in Westberlin traf“. Er ging dann fort und fragte nach dem Weg zum Polizeipräsidium im Ostsektor, seine Freunde wollten es fotografieren…

Als ich Klaus vermißte, suchte ich auf allen Wegen seine Anschrift zu erfahren in Westberlin, uns war sie unbekannt. Als ich sie dann gefunden hatte, ein leeres Kuvert mit der Anschrift von Blomberg, Dahlem, Freiherr…, rief ich einen Frisör an, der im Hause wohnt und bekam damit die Wirtin vom Freiherrn ans Telefon, von ihr die Anschrift von Klaus. Am 18.8.61 flog ich sofort nach Berlin Abflug 15:30 Ankunft 17.00. Vom Flughafen Tempelhof fuhr ich zur Pension Dähn „Insel Rügen“. Dann sofort zur Mutti (Erklärung: meine Oma) nach Pankow gefahren mit Monika (meine Cousine) über Friedrichstraße. Dort alles erfahren.

Am 19.8.61 vormittags mit Monika zu Mr. Voth Clayallee 170 (CIA), Parterre rechts runter ungefähr 7. Zimmer. Sehr liebenswürdig aufgenommen worden, alle Angaben gemacht, Ermittlung über Verbleib aller Insassen des Wagens sollten 14 Tage dauern.

Am 20.8.61 zur Oma über Friedrichstraße mit Monika, Sonnabend 8 Uhr abends. Bahnhof Zoo viel eingekauft an Esswaren für Oma und Schwester Grete (meine Tante). Alles Sonntag mitgenommen. 

Montag, den 21.8.61 über Friedrichstraße zum Alexanderplatz (Ostberlin) mit Monika gefahren, um Vermißtenanzeige aufzugeben, bei der Kriminalpolizei in der Keibelstraße. Dort beim Portier nach mehrmals Leugnen, dass Klaus im Ostsektor verschwunden ist, erfahren, daß er nebenan in der Haftanstalt sitzt seit dem 13.8.61 zwischen 10:00 – 10:30 verhaftet im Ost-Tierpark. Wir gingen beide in die Haftanstalt. 2 x rein und raus, weil die Kommissarin leugnete, daß Klaus dort sitzt. Monika ging nochmals zu dem alten Mann rein, dann als er mit der Haftanstalt telefoniert hatte, gab es die Kommissarin zu. Ich solle zur Staatsanwaltschaft gehen in der Grunerstraße. Dort werde ich den Grund der Verhaftung erfahren. Dann zur Oma gefahren.

Am 22.8.61 mit Monika über Friedrichstraße zum Alexanderplatz gefahren in die Grunerstraße zur Staatsanwaltschaft. Dort gewesen 9.00 Uhr, verwiesen in Zimmer 390 III. Stock Anmeldung, dann Zimmer 290 II. Stock Frau Staatsanwalt, kurz vor 11:00 empfangen worden, korrekte, freundliche Behandlung, Grund der Verhaftung, daß Klaus gegen das neu in Kraft getretene Gesetz vom 13.8.61 verstoßen hätte. Sollte in 14 Tagen nochmals vorsprechen, wegen Spracherlaubnis. Sicher seien dann die Voruntersuchungen abgeschlossen. Wieder zur Oma mit viel Lebensmitteln, sogar 2 Büchsen Ananas. Niemand bei der Kontrolle Friedrichstraße hat das beanstandet.22.8.61 Nachmittag bei Mr. Voth, er empfahl mir, zum Justizminister Sanator Dr. Kielinger zu gehen, darf mich auf ihn berufen, er soll mir einen Verteidiger für Klaus nennen.
Am 23.8.61 Mittwoch zum Senator Kielinger gegangen, d.h. mit der Taxe gefahren. War dort gegen 8:15. Schon am Fahrstuhl stand ein „Grüner“. Auf meinen Wunsch, zum Senator Kielinger geführt zu werden, sagte er: „Nicht zu sprechen“. Als ich den Namen Mr Voth sagte, macht er sofort den Fahrstuhl auf und ich fuhr nach oben. Dort mußte ich meinen Spruch von neuem aufsagen: „Ich möchte Herrn Senator Kieling sprechen“ usw. Die aufgeregten Damen sagten, daß ich ganz falsch wäre, ausgeschloßen, der Herr Senator sei nicht zu sprechen usw. Mein Anliegen war nicht einmal ein Bedauern wert für sie, im Gegenteil, hörte ich noch Vorwürfe wegen Ungelegenheit machen und so, da wurde ich grob, sagte dazu, auf wessen Empfehlung ich gekommen wäre und schon führte man mich zum Sekretariat von Dr. Kielinger. Es war mittlerweile 8:45, das Zimmer noch verschloßen, 
man öffnete es und brachte mir einen Stuhl zum Sitzen heraus, und ich mußte warten, bis die „Damen“ vom Senator erschienen und die kamen um 8:55. Ich wurde jetzt reingebeten und schon wieder fragte man mich, weshalb, „warum“, „weswegen“. Ich sagte von neuem mein Sprüchlein auf. Wieder bekam ich zu hören, ich sei fehl am Platz usw. Als ich wieder Mr Voth nannte, durfte ich mich setzen. Mittlerweile kam wieder die Dame von vorher ins Zimmer und sagte ihrer Kollegin, dass sie mich warten lassen soll, vielleicht sei Mr Voth ein Bekannter vom Senator und dann bekäme sie Schwierigkeiten. Um 9:30 rauschte Herr Justizminister Senator Dr. Kielinger an mir vorüber, steif wie ein Stock sagte er: „Guten Tag“ und verschwand in sein Zimmer. Eine seiner Sekretärinnen hinterher. Es wurde 10:15 da wurde es mir zu dumm und ich sagte ganz laut und vernehmlich: „Was glauben Sie wohl (gerichtet an seine 2. Sekretärin, die im Zimmer war), wie lange ich noch Lust und Zeit habe, auf den Herrn Senator zu warten, meine Zeit ist knapp bemessen“. 

Das letzte Wort war noch nicht gesprochen, da ging die Tür auf zu seinem „Heiligtum“ und ich wurde hineingebeten. Ein langer großer Raum, der Herr Minister ganz hinten thronend blieb auf seinem Stuhl sitzen, bis ich vor ihm stand, dann erhob er sich und begrüßte mich. Wieder ging die Leier los: “Was ist Ihr Begehr?“ „Einen Rechtsanwalt möchte ich genannt haben, im Auftrag von Mr.Voth“ Er darauf: „Ich werde Ihnen 5 Anschriften mitgeben“. Ich erwiderte: dass ich damit nichts anzufangen wüsste, da ich keinen der Herren kenne. „Einen will ich genannt haben“. Er darauf: Er könne das nicht, dann käme er mit der Anwaltskammer in Konflikt. Ich darauf, das wäre mir bekannt, aber wenn es einer Staatsanwältin im Ostsektor möglich gewesen wäre, sich darüber hinwegzusetzen, - indem sie mir sagte. „Einen Verteidiger darf ich Ihnen nicht nennen, das geht gegen die Vorschriften, aber vielleicht versuchen Sie es mal bei Dr. Fiedler“ – dann sollte es einem Senator in Westberlin noch eher möglich sein. Er erwiderte kein Wort, sagte aber zu seiner Sekretärin: „Geben Sie der Dame die genaue Anschrift von Notar Simon, ebenso die Telefonnummer und melden Sie die Dame an.“ Stand auf, verbeugte sich und verabschiedete sich mit einem Händedruck, dann setzte er sich wieder hin. Wie anders dagegen der hohe Amerikaner, er brachte mich persönlich zum Ausgang, trotzdem er ebenfalls 2 Damen im Büro hatte und sprach mir sein volles Bedauern über den Fall aus. Und sagte, daß er mir jederzeit mit Rat und Tat zur Seite stehen würde.

Ich sofort weiter mit dem Taxi zu Notar. Vorher sagten mir noch die Damen vom Senator Kielinger, es wäre unmöglich, in den Ostsektor zu kommen, ob ich denn keine Zeitung lese usw. Ein großer Quatsch auch an diesem und allen anderen Tagen ging ich in den Ostsektor allerdings über die Bornholmer Brücke jetzt.

Beim Notar Simon war nur sein Vertreter da, ein prima Kerl, Dr. Scholz mit Namen. Nach langem Hin und Her kamen wir überein, einen Ostverteidiger zu nehmen. Dr. Fiedler, den mir die östliche Staatsanwältin genannt hatte, war ihm bestens bekannt. Der beste Anwalt im Osten und ein Bekannter von beiden Herren Notar Simon und Dr. Scholz. Meine Taxe stand vor der Tür, ich fuhr sofort weiter zum Ostsektor. Obwohl man ab Mittwoch einen Passierschein haben mußte, für den die Westseite keine Reisebüros dem Ostsektor zur Verfügung stellte, die somit keine ausgeben konnten, kam ich über die Brücke und bekam ihn dort, ohne 1,- Mark West zu zahlen, ausgehändigt. Kontrollen verliefen korrekt wie immer, ich bekam noch freundliche Worte mit auf meinen schwierigen Weg. Und wieder hatte ich viel Lebensmittel mit für meine Angehörigen in Pankow im Osten. Dr. Fiedler war nicht da, aber seine rechte Hand Herr Schütz. Trotzdem das Büro geschloßen hatte, denn es war bereits nach 10:00 Uhr, wurde mir geöffnet und ich angehört. Die Anwälte müßen im Ostsektor täglich von 8:30 durchgehend bis 18:30 geöffnet haben, nur am Mittwoch wird bis 10:00 Uhr gearbeitet. Von der Stalinallee 366 fuhr ich wieder nach Pankow zu meiner Mutter, um ihr alles abzugeben und zu berichten. Dann zurück über die Bornholmer Brücke in den Westen.

Am 24.8.61 ging ich wieder in den Ostsektor über die Bornholmer Brücke, bepackt mit Lebensmitteln. Als ich vom Ostsektor zurückkam, rief ich Herrn Dr. Scholz an und der sagte zu mir: “Was für ein Glück, gnädige Frau, daß wir uns für einen Verteidiger im Ostsektor entschloßen haben, ich selber kann heute nicht mehr hinüber. Ich darf, obwohl zugelassen für den Ostsektor, nicht mehr hinüber.“

Am Donnerstagabend gegen 17.00 Uhr sprach ich auch noch einmal telefonisch mit Mr Voth und da sagte er mir, daß das Auto ein alter amerikanischer Militärwagen wäre. Wo die 3 Amerikaner wären, wüßte er noch nicht. Übrigens sagte mir noch die Staatsanwältin auf der Ostseite zum Abschied: „Ihr Sohn und 3 andere wurden festgenommen“. Der alte Mann, der mir verriet, wo mein Sohn gefangen gehalten wurde, verbot mir, auch nur eine Silbe von den anderen 3 Festgenommenen zu sagen. 

Am Freitag, den 25.8.61 flog ich zurück nach Düsseldorf mit der Pan American, wie auch auf dem Hinflug, Tagesflug. 
Am Mittwoch, den 6.9.61 flog ich wieder nach Berlin Nachtflug mit der BEA 22:00. Ankunft Berlin 23:30, wohnte wieder Pariser Str. 40 „Pension Rügen“.

Donnerstag, den 7.9., in die Grunerstr. zur Staatsanwaltschaft gefahren. Wie immer über die Bornholmer Brücke in den Ostsektor gegangen. Sachen für Klaus mit, die ich jedoch nicht abgeben durfte. Es war keine Sprechstunde in der Grunerstr. Für Publikumsverkehr, erst am Freitag. Also wieder zur Mutti gefahren nach Pankow. 

Am Freitag, den 8.9.61 in den Ostsektor gegangen. Mit meiner Schwester Grete zur Staatsanwaltschaft Grunerstr. gegangen. War schon 8:10 vor dem Haus, Grete kam, wie verabredet, 8:30. Einlaß war um 9:00 Uhr. Wir mussten diesmal in das Zimmer 219 I. Stock. Staatsanwältin war nicht zu sprechen, da sich noch nichts geändert hatte. Das Fräulein dort gab mir aber ihre Nummer 510371, Apparat 688, damit ich sie täglich anrufen kann, um zu fragen, ob die Ermittlungen abgeschloßen sind. Anschließend fuhr ich zum Verteidiger Dr. Fiedler. Herr Schütz wußte auch nichts Neues zu berichten. Ich sollte am Montag anrufen. 

Freitagabend im Westsektor zum Arzt gegangen, wohnte im Hause Pariser Str. 40 I. Stock, Fahrstuhl vorhanden. Knie sehr dick rechts schmerzte sehr. Kniegelenkentzündung durch die Überanstrengung vom vielen Laufen und Treppensteigen im Ostsektor Berlins. Bekam Kurzwelle. 9.9. meistens gelegen, 10.9. Sonntag gelegen, Montag 11.9.61 Kurzwelle, Dienstag 12.9.61 Spritze und gelegen. (Zur Erläuterung: viele U- und S- Bahnhöfe hatten weder Rolltreppen noch Fahrstühle. Daher ihre Beschwerden).

Mittwoch 13.9.61 zum Ostsektor gefahren über Bornholmer Brücke gegangen. Anwalt ½ 9 Uhr angerufen, mußte auf Bescheid bis 11 Uhr warten. Hatte sich nichts geändert. Fuhr zurück, ohne zu Oma zu gehen. Donnerstag 14.9.61 zur Oma gefahren über die Bornholmer Brücke gegangen, bepackt mit 2 Hühnern, 4 Tafeln Schokolade usw. Von Omas Wohnung aus zur Frau Kusch gegangen, die einen Stock tiefer wohnt und Telefon hat. Von da angerufen die Grunerstr. Staatsanwaltschaft Zi.219/5103 /688 Nebenst. Dort zu meiner großen Freude erfahren, dass die Ermittlungen abgeschlossen sind und die Akten beim Oberstaatsanwalt liegen. Prozeß etwa in 14 Tagen. Verteidiger ebenfalls angerufen. 

Von Berlin abgeflogen mit der BEA Nachtflug 20:00 am Donnerstag, den 14.9.61. Freitag, den 15.9. 61 kam vormittags Dr. Helsper (Hausarzt), überwies mich mit einer akuten Gelenkentzündung ins Luisenkankenhaus, Degerstr.8. 

Am Montag, den 18.9.61 Schütz gesprochen 14:00. Er geht zu Klaus mit Dr. Fiedler am Dienstag, den 19.9.61.

Am Dienstag rief Schütz an, dass sie mit Klaus gesprochen hätten, er mache keinen gebrochenen Eindruck, weder seelisch noch körperlich. Sprecherlaubnis könne ich erst nach der Verhandlung bekommen. Kann sicher bei der Verhandlung zugegen sein auf Wunsch. Prozeß wahrscheinlich kommende Woche. Mittwoch, 20.9.61 Kurzwelle. Donnerstag 21.9.61 Verteidiger bei Klaus gewesen… Wollte am Mittwoch Brief an Herrn Ulbricht (Staatschef der DDR) schicken, Gnadengesuch, Verteidiger sagte, erst wenn das Urteil gesprochen ist.

Freitag 20.10.61 6:15 Schütz angerufen, Prozeß am Dienstag, den 24.10.61. Sonnabend 21.10.61 22:00 Abfahrt mit Interzonen-Schlafwagen nach Berlin Ost-Bahnhof weiter zur Schwester Grete Pankow Neumannstr. 40.  Abfahrt Düsseldorf, am 10.12.61 Flug ab Düsseldorf 13:30 an Berlin 15:00. Nach Pankow gefahren, an Friedrichstr. 16:45 zurück Hotel Pension Gloria Wielandstr. 21:45 mit Vati telefoniert. Rief an, als ich in mein Zimmer ging. War bei Oma 13:30. 4:00 Schütz angerufen, Klaus nach Magdeburg gebracht worden. 

Am 12.12.61 abgeflogen 11:30 Ankunft 13:10 Düsseldorf. Am 13.12.61 ruft Klaus an von Helmstedt 19:20. Vati schickt telegrafisch Reisegeld. Am 14.12.61 traf er ein morgens um 7:00 Uhr.“
- Ende der Aufzeichnungen meiner Mutter. -

_______________________________________________________________________________________
Teil II

Meine „ Stasiakte“
Vorbemerkung:

Die nachstehenden Texte sind – mit geringen Kürzungen - wörtlich und ohne Berücksichtigung der Rechtschreibreform vom Original der „Gerichtsakte“ (Anlage 2 der Stasiunterlagen) abgeschrieben. Festzuhalten ist auch nachdrücklich, dass viele zitierte Aussagen von mir und von Zeugen nicht der Wahrheit entsprechen. Ich habe z.B. das Vernehmungsprotokoll vom Tag der Festnahme am 12. August 1961 nur unter Druck als richtig unterschrieben, weil der Vernehmungsoffizier mir bei diesem ersten Verhör um 23:00 Uhr mit dem Schnellgericht gedroht hatte, falls ich das Protokoll nicht unterschreiben würde. Ich befürchtete, dass ich bei einem Schnellgericht ohne Verteidiger sein würde. In einem besonders krassen Fall der Falschaussage habe ich die tatsächliche Antwort, an die ich mich genau erinnere, hinzugefügt. 

Mir war damals im Bahnhof Friedrichstraße durchaus bewusst, dass ich mich in einem quasi feindlichen Land befand und habe daher die DDR keineswegs angegriffen, sondern lediglich unsere Regierung gegen die Vorwürfe und Angriffe des führenden Redners verteidigt. Die mir in den Mund gelegten Äußerungen stammen ausnahmslos von Zeugenaussagen..

                                                      ---------------------------------------------------

Staatsanwaltschaft von Groß-Berlin

Strafsache

Haftsache

Nr. 198, 199, 200

                                                                         gegen

                        1.) Otto, Klaus

                                                                                  2.) ….

          3.) …

___________________________________________________________________________
Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik

Ministerium für S t a a t s s i c h e r h e i t

Verwaltung: Groß-Berlin

                                                                                                      Berlin, den 12. August 1961

                                                  Einlieferungsanzeige

                                                                 I.

Am 12. August 1961 gegen…. Uhr wegen staatsgefährdender Propaganda und Hetze festgenommen:

O t t o, Klaus   geboren am 3. März 1939 in Berlin, Student an der Universität Köln, ledig

Staatsangehörigkeit und Nationalität:  Deutschland, deutsch, wohnhaft: Düsseldorf, Degerstr. 32









…………………………

                                                                                              Name und Dienstgrad des Einliefernden

                                                                            II

Tatbestand: 
Der Beschuldigte betrieb in den Abendstunden des 12.8.1961 in der Bahnhofshalle des S-Bahnhofes Friedrichstraße anlässlich einer Menschenansammlung staatsgefährdende Propaganda und Hetze. 

So propagierte er die westliche These, dass allein die Regierung der BRD die einzige rechtmäßige Vertretung des deutschen Volkes sei, da sie aus „freien Wahlen“ hervorgegangen ist, wobei er als Beweis anführte, daß in jedem westdeutschen Betrieb 40 % der Arbeiter die CDU wählen. 

Außerdem verherrlichte er die kapitalistische Diktatur in Westdeutschland und behauptete, daß angeblich auch in der Volksarmee der DDR ehemalige Nazi-Generäle Dienst versehen.

               Verbrechen nach § 19 StEG –

_____________________________________________________________________
Vernehmung eines Beschuldigten                 

                                                                                              12.8.1961

                                                                                              23.00 Uhr      Beginn der Vernehmung

                                                                                              24.15 Uhr      Ende der Vernehmung

Nach Feststellung der persönlichen Daten folgte die Befragung:

Frage:        Aus welchen Gründen kamen Sie in das demokratische Berlin?

Antwort:   Am 4. August 1961 fuhr ich von Düsseldorf mit einem Auto von einer Mitfahrerzentrale

                  nach Westberlin, um dort meine Ferien zu verbringen. Außerdem hatte ich die Absicht, 

                  mich an einem wirtschaftlichen Seminar der A.I.E.S.E.C in Berlin-Tegel zu beteiligen. 

                  Bei diesem Seminar handelt es sich um eine Zusammenkunft von etwa 50 deutschen und 

                  ausländischen Studenten der Wirtschafts- und Sozialwissenschaft. Dieses Seminar beginnt 

                 am 12.8.1961 und dauert bis zum 21.8.1961. Am 12.8.1961 gegen 16.oo Uhr fuhr ich in 
     das demokratische Berlin, um mir die Stadt anzusehen und anschließend meine
     Großmutter Stanislawa BÜTTNER in Berlin-Pankow, Neumannstr. 41 zu besuchen.

Frage:       Schildern Sie den Verlauf Ihres Aufenthaltes im demokratischen Berlin.

Antwort:  Als ich gegen 16.oo Uhr am Brandenburger Tor war, traf ich dort 3 amerikanische Touis-
                 ten bzw. Studenten, die sich ebenfalls das demokratische Berlin ansehen wollten. Da ich 
                 mich mit diesen amerikanischen Studenten verständigen konnte, bot ich ihnen an, sie 
                 durch das demokratische Berlin zu führen. Wir fuhren dann mit einem amerikanischen 
                 bzw. schwedischen Wagen in das demokratische Berlin und sahen uns hier das sowjetische 
                 Ehrenmal in Berlin-Treptow, die Stalinallee sowie die Museen am Marx-Engels-Platz an 
                 und fuhren dann zu meiner in Berli-Pankow wohnenden Großmutter. Danach fuhren wir 
                 nach Westberlin und sahen uns dort das Hansaviertel und den Kurfürstendamm an. 
                 Anschließend brachten mich die amerikanischen Touristen zum S-Bahnhof Friedrich-  

                 straße, von wo aus ich nochmals meine Großmutter aufsuchen wollte, um dort Abendbrot 
                 zu essen. In der Bahnhofshalle sah ich eine größere Gruppe Menschen, die um 2 diskutie-

                 rende männliche Personen herum standen.

Frage:       Auf welche Art und Weise haben Sie sich an dieser Diskussion beteiligt?

Antwort:   Ich drängelte mich mit Gewalt durch die versammelte Menschenmenge, um an dieser

                 Diskussion teilzunehmen. Das Diskussionsthema drehte sich um die Wiedervereinigung 

                 und um die vonseiten der Deutschen Demokratischen Republik und des sozialistischen 

                 Lagers gemachten Verhandlungsangebote in Bezug auf die totale Abrüstung, die 
Schaffung einer atomfreien Zone und den Abschluss eines Friedensvertrages mit beiden deutschen Staaten. In diesem Zusammenhang erklärte ich, daß ich die Existenz der DDR   nicht anerkenne. Weiterhin erklärte ich, daß die Regierung der Bundesrepublik die Ver-
tretung des deutschen Volkes ist, da sie aus freien Wahlen hervorgegangen ist. Als Beweis führe ich an, daß man jederzeit den westdeutschen Arbeiter im Betrieb nach seiner Mei-

nung fragen könne  und dass etwa 40 % von ihnen die CDU wählen.

                 Ferner kann ich mich erinnern, daß sich die weitere Diskussion auf die politischen Herr-

                 schaftsverhältnisse in Westdeutschland und in der DDR bezog. So erklärte ich, daß in
     Westdeutschland zu Recht das kapitalistische System herrscht und das kommunistische
     System bewusst und richtig unterdrückt werden würde, weil die Kommunisten den
     Kapitalismus in Westdeutschland beseitigen wollen.

- 
                 Anschließend diskutierten wir noch über die Existenz von Nazigenerälen in der Bundes-

                 wehr, wobei ich zum Ausdruck brachte, daß wahrscheinlich auch in der Volksarmee ehe-

                 malige Nazigeneräle ihren Dienst versehen. Hierzu möchte ich bemerken, daß dies von mir 

                 nur eine Vermutung war, ohne daß mir darüber etwas Konkretes bekannt war. An weitere 

                Äußerungen meinerseits kann ich mich nicht mehr erinnern.

Frage:      Aus welchen Gründen haben Sie derartige provokatorische und hetzerischen Äußerungen 

                 in dieser Diskussion hineingetragen?

Antwort    Ich wollte lediglich mit meinen Äußerungen meine feindliche Einstellung zur Deutschen

                  Demokratischen Republik zum Ausdruck bringen. Andere Gründe hatte ich nicht“.

                  (Meine richtige Erwiderung lautete aber: „Weil wir das so gelernt haben“)

Frage:        Welchen politischen Organisationen gehören Sie an? 

Antwort     Ich gehöre keiner politischen Organisation an. Ich sympathisiere lediglich mit der CDU.

Frage:        In wessen Auftrag sind Sie in das demokratische Berlin gekommen?

Antwort:    Hierzu möchte ich sagen, daß ich nicht im Auftrage einer westlichen Organisation oder

                   westlichen Dienststelle in das demokratische Berlin gekommen bin. 

Ich habe das Vernehmungsprotokoll selbst gelesen. Der Inhalt dieses Protokolls entspricht in allen Teilen den von mir gemachten Angaben. Meine Worte sind darin richtig wiedergegeben.

Hauptsachbearbeiter

      (Unterschrift)                                                 Klaus Otto (Unterschrift)

         Leutnant                                             …………………………………………

 ______________________________________________________________________________
Regierung der

Deutschen Demokratischen Republik

Ministerium für Staatssicherheit

  







          Berlin, den 13.8.1961

Verfügung

Gemäß § 106 der Strafprozessordnung wird gegen den

              O t t o, Klaus, geb. am 3.3.1939 in Berlin

              Student, wohnhaft: Düsseldorf, Degerstr. 32

aus den untengenannten Gründen die Einleitung eines Untersuchungsverfahrens angeordnet.

Gründe:  Der Beschuldigte hetzte in den Abendstunden des 12. August 1961 in der Vorhalle des Bahnhofes

               Friedrichstraße gegen die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik, indem er behauptete,

               daß diese nicht rechtmäßig sei, weil sie angeblich nicht aus „freien Wahlen“ hervorgegangen ist.

               Außerdem behauptete er, daß angeblich ehemalige Nazigenerale in der Volksarmee Dienst versehen.

                                                            - Verbrechen gemäß § 19 StEG -

_________________________________________________________________________________

Der Staatsanwalt                                                                         Berlin, den 13.8.1961

im Stadtbezirk Berlin

U.m.A

an das Stadtbezirksgericht 

mit dem Antrag, 

                  gegen O t t o, Klaus (Student), geb. am 3.3.1939 in Berlin, wohnhaft: Düsseldorf, 

                  Degerstr.32  

                                                   Haftbefehl

zu erlassen.

                  Er wird beschuldigt, am 12.8.61 im Bahnhof Friedrichstr. staatsverleumderische Äuße-

                  rungen gebraucht und gegen die DDR gehetzt zu haben, indem er gegen die genossen-

                  schaftliche Entwicklung in der DDR und unsere Politik hetzte. 

                  Er ist der Straftat überführt. Bei der Höhe der zu erwartenden Strafe ist Fluchtgefahr 

                  gesetzlich begründet.

§§ 19 u. 20 StEG

Stadtbezirksgericht Berlin-Mitte

      -Haftrichter –

Az. – AS 1552.61 -                                                    Berlin, den 13. August 1961

                                                               Haftbefehl

Der Student Klaus O t t o  , geb. am 3.3.1939 in Berlin, wohnhaft: Düsseldorf, Degerstr. 32

ist in Untersuchungshaft zu nehmen.

Er wird beschuldigt, 

             am 12. August 1961 auf dem Bahnhof Friedrichstraße gegen die Deutsche Demokra-

             tische Republik gehetzt zu haben. Er erklärte: Die Regierung der Bundesrepublik sei die 

             rechtmäßige Vertretung Deutschlands, weil sie aus „freien Wahlen“ hervorgegangen sei.

                                           Strafbar nach § 19 StEG.

             Aufgrund seines Wohnortes in Westdeutschland ist Fluchtgefahr begründet.

Gegen diesen Haftbefehl ist binnen einer Woche das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig.

Ausgefertigt:                                   Berlin, den 13. August 1961     ………… 

                                                                                                          Haftrichter

_________________________________________________________________________             

Stadtbezirksgericht Berlin-Mitte                                 Berlin C 2, den 13.8.1961

- AS 1552.61 –

Gegenwärtig:

Herr …  als Richter

Frau …  als Schriftührerin                    Ermittlungsssache                                                                                                                                                                 

gegen 

                                                                 den Studenten Klaus O t t o, geb. am 3. März 1939 in Berlin,

                                                                 wohnhaft Düsseldorf, Degerstr.32

                                                                 wegen Verbrechens nach § § 19, 20 StEG
                                                                  Es wurde vorgeführt der Beschuldigte, siehe oben,

                                                                  und erklärte:  
                                                                  Der Haftbefehl des Stadtbez.- Ger. Berlin-Mitte vom 

                                                                  13.8.1961 sowie das Beschwerderecht wurden mir heute um 

                                                                  22:10 Uhr bekanntgegeben. Ich bin die im Haftbefehl ge- 

                                                                  nannte Person. 

                                                                  Ich sehe ein, dass mein Verhalten nicht richtig war. 

                                                                  Zumindest durfte ich in dieser Form meine Äußerungen
       Nicht vorbringen. Ich bitte darum, die Ermittlungen schnell
       durchzuführen und bei Abschluss des Verfahrens zu
       berücksichtigen, dass ich nur der westlichen Propaganda
       ausgesetzt bin.

                                                                  Ich bitte um eine milde Strafe.

                                                                           Selbst gelesen und unterschrieben.

                                                                                               Klaus Otto

Auskunft aus dem Strafregister der Staatsanwaltschaft

O t t o, Klaus Karl, geb.am 3. März 1939 in Berlin, ledig, Eltern…wohnhaft Düsseldorf, Degerstr. 32,

Staatsangehörigkeit: Deutschland.

Im Strafregister ist keine Vorverurteilung vermerkt.

_________________________________________________________________________________

          






           Berlin, den 14. August 1961

                                                                                              Beginn der Vernehmung: 16.30 Uhr

                                                                                              Ende    der Vernehmung: 18.00 Uhr

                                  V e r n e h m u n g s p r o t o k o l l

                                   -----------------------------------------

des Beschuldigten 

                         O t t o, Klaus, geb. 3 3.1939 in Berlin, Student; wohnhaft: Düsseldorf, Degerstr. 32

Frage:       Schildern Sie ausführlich Ihren Lebenslauf ?

Antwort:   Ich wurde am 3. März 1939 als 3. Kind des selbständigen Holzkaufmanns Karl O t t o und 

                 der Hausfrau Helene, geb. B ü t t n e r in Berlin geboren. Meine Kindheit verlebte ich bei 

                 meinen Eltern.

                 Von 1946 bis 1950 besuchte ich verschiedene Volksschulen in Schleswig-Holstein, im 
     Harz und in Berlin. Die genauen Bezeichnungen der einzelnen Schulen kann ich nicht 
     mehr angeben.

                 Im Jahre 1950 kam ich zum „Canisius Colleg“ nach Berlin-Tiergarten. Die genaue 
     Adresse dieses Gymnasiums ist mir nicht mehr in Erinnerung. Bereits nach drei Monaten
     musste ich das Gymnasium wieder verlassen, weil meine Eltern nach Düsseldorf verzogen
     sind. Unmittelbar nach meinem Umzug nach Düsseldorf kam ich zum Rethel-Gymnasium,
     welches ich bis zum Frühjahr 1959 besuchte und mit dem Abitur abschloß.

                 Im Juni 1959 begab ich mich nach Amerika. Ursprünglich hatte ich die Absicht, dort 4 

                 Monate Bekannte von mir zu besuchen. Während meines Aufenthaltes in Amerika hatte 
     ich Gelegenheit, dort ein Studium aufzunehmen. Ich studierte 2 Semester am Earlham-
     College in Richmond im Staat Indiana in den Fächern: Englisch, Russisch, Mathematik
     und Amerikanische Geschichte.

                 Im September 1960 kehrte ich nach Deutschland zurück und begann mein Studium an der 

                 Kölner Universität. Ich studiere Volkswirtschaft und befinde mich zur Zeit im 2. Semester.

                 Einer politischen Partei oder Organisation gehöre ich nicht an.

                 Ich habe das Vernehmungsprotokoll selbst gelesen. Der Inhalt desselben entspricht in allen 

                 Teilen den von mir gemachten Aussagen. Meine Worte sind darin richtig wiedergegeben.

                                                             Unterschrift Klaus Otto

Sachbearbeiter                                     ………………………..

Unterleutnant
S t a a t s s e k r e t a r i a t  f ü r  S t a a t s s i c h e r h e i t

Bezirksverwaltung Groß – Berlin

Kreisdienststelle Mitte                                                                   Berlin, den 14.8.1961

                                                           Haftbeschluß


Der 

Otto, Klaus, 

geboren am 3.3.1939 in Berlin, Beruf: Student, ledig, wohnhaft Düsseldorf, Degerstr. 32

ist aus den unten angeführten Gründen in Haft zu nehmen.

Gründe der Inhaftierung: O. wurde am 12.8.1961 durch VP festgenommen, da er während einer Diskussion in einer größeren Gruppe am Bahnhof Friedrichstrasse am 12.8.1961 hetzerische Reden

gegen die DDR führte.

festgenommen 12.8.61

                                                                               Der Mitarbeiter:

Der Leiter der Abteilung Kreisdienststelle:

bestätigt 14.8.61
Kammergericht von Groß-Berlin                                Berlin, C 2, den 28.August 1961
                                                                                         Littenstraße 14 – 15 

                                                                                         Tel.: 51 03 71.

Gen.

Staatsanwalt W r a n g e l, 

im Hause.

Betrifft: Informationsbericht zur Sache gegen Otto u.a.

Am Sonnabend, dem 12. August 1961 war ich zur Beaufsichtigung der Ausstellung „Blutrichter in Westberlin“ in der Halle des Bahnhofs Friedrichstraße eingesetzt.

Erstmalig lag ein Buch aus, in das die Besucher ihre Ansicht über die Ausstellung niederlegen konnten. Der Nachmittag verlief ruhig. Ein die Ausstellung besichtigender junger Mann aus West- berlin wurde gegen 16.oo Uhr aufgefordert, seine Meinung über die in der Ausstellung angerissenen Probleme in unserem Besucherbuch einzutragen. Seine Bemerkung, er habe keine Meinung, gab uns Veranlassung, mit ihm über alle uns bewegenden Probleme zu diskutieren. Diese Diskussion wurde von beiden Seiten durchaus sachlich durchgeführt, wobei klar ersichtlich war, daß der Westberliner Besucher auch nicht im entferntesten etwa auf unserem Boden stand. Die Auseinandersetzung dauerte etwa eine Stunde. Dabei ergab sich, daß einer der beiden Transportpolizisten ziemlich laut diskutierte, so daß andere Ausstellungsbesucher und dann auch Reisende usw. aufmerksam wurden und zuhörten.  

Schließlich diskutierten auch die Zuhörer mit, wobei Stimmen für und gegen uns laut wurden. Aus der einen Diskussionsgruppe wurden bald mehrere, weil sich immer wieder zwei Partner fanden, die auf-einander einredeten und Zuhörer, die den Worten lauschten und hie und da ein Wort in die Debatte warfen, Etwa gegen 19.oo Uhr war die Menge der Zuhörer bezw. Diskutierenden auf schätzungsweise 150 Personen angewachsen, die nunmehr die halbe Bahnhofshalle füllten und zu einem Verkehrshin    dernis wurde. Von einem Angehörigen der K und von Transportpolizisten wurde ich aufgefordert, die Diskussion abzubrechen, damit die Menge sich verteile. Das wurde von mir auch versucht, indem ich die von mir in den einzelnen Gruppen erkannten Genossen bezw. die in unserem Sinne Diskutierenden, beseitenahm und darauf hinwies, nach Möglichkeit die Menge auseinanderzubringen. Mit dieser Taktik hatten wir jedoch keinen Erfolg, weil sich immer wieder 
Menschen zusammenstellten und diskutierten und unsere Genossen immer wieder gezwungen waren einzugreifen, um die Diskussionen in die richtigen Bahnen zu leiten.

Schließlich rückte ein relativ kleines Kommando der Volkspolizei an, das zum Weitergehen aufforderte. Dieser Aufforderung wurde auch ohne jede Auflehnung gefolgt, so daß in kürzester Zeit die Bahnhofshalle wieder frei war.

Im Augenblick der Auflösung wurden jedoch die aktivsten Wortführer der gegnerischen Seite von unseren Organen gestellt, zur Wache der Transportpolizei und später dann zum Präsidium gebracht. Dort identifizierten wir Zeugen die einzelnen Wortführer und gaben Zeugenaussagen ab, die protokolliert wurden.

Mein persönlicher Eindruck von dem Vorfall ist der, daß es sich dabei nicht um einen provozierten

oder gelenkten Einsatz gegnerischer Kräfte handelte. Von unserer Seite wurde mehrfach darauf hin-

gewiesen, daß bei uns freimütig die Meinung vertreten werden dürfe, soweit sie nicht zur Hetze oder

provokatorischen Äußerungen führt. Zweifellos haben einige Elemente diese unsere Bereitschaft zur

sachlichen Diskussion ausgenutzt, um ihre sattsam bekannten Parolen von Freiheit, freien Wahlen,

Versorgungsschwierigkeiten bei uns, das alleinige Recht der Alliierten über das weitere Geschick

Deutschlands zu entscheiden, den Wert eines Friedensvertrages, die Stärke und Bewaffnung unserer

Streitkräfte, unsere Planwirtschaft usw. usw., an den Mann zu bringen. Zweifellos fanden sich auch

unter den Zuhörern willige Ohren, denen solche Scheinargumentationen wie Oel eingingen. Anderer-

seits aber haben es alle unseren diskutierenden Genossen oder Freunde mehr oder weniger geschickt

verstanden, unsere Auffassungen klar zum Ausdruck zu bringen, und es fiel kaum einem der Umste-henden ein, z.B. die akute Frage des Grenzgängerproblems negativ zu beurteilen.

Bereits bei der Zeugenvernehmung war mir klar, daß es bei der Situation in der Bahnhofshalle

schwer war, bestimmte Äußerungen einzelner Wortführer wiederzugeben, oder sie als Hetze zu

charakterisieren. In einer Gruppe von zehn oder zwanzig Personen zu stehen, von jeder Seite einen

Einwurf zu hören und darauf einzugehen, macht es ausserordentlich schwer, nachträglich bestimmte

Personen verantwortlich zu machen. Entscheidend ist aber, daß nach seiner Auffassung – jedenfalls

soweit ich davon hören konnte – keine tatsächliche Hetze gegen Personen oder Einrichtungen und

Maßnahmen unsres Staates betrieben wurde. Richtig ist allerdings, dass ausserordentlich negative

Einstellungen zu Tage traten, über die es zwar in kleinen Kreise recht nützlich und erfolgreich sein

Konnte, zu diskutieren, die aber in dieser Form und in diesem Kreis von Zuhörern vorgetragen, Ver-

wirrungen anstiften konnten.

Da ich von keiner der von mir beobachteten Person behaupten kann, konkret nach §§ 19 und 20 StEG

Hetze und Staatsverleumdung betrieben zu haben, käme es meiner Auffassung nach darauf an, von der Person der einzelnen Zwangsgestellten auszugehen, festzustellen, woher sie sind, warum sie in Berlin waren, wie ihre sonstige Einstellung und gegebenenfalls Mitarbeit bei uns ist, und ob sie eventuell Verbindung mit Spionageorganisationen haben. Nur daraus könnte man dann schlussfolgern, ob die während der Diskussion in der Bahnhofshalle vorgetragene Auffassung nur eine, wenn auch negative, Meinung oder schon Hetze war.

__________________________________________________________________________________

                                                                                                Berlin C 2, den 30.8.1961

I 219.61

                                                      Vfg.

Das Verfahren gegen die Beschuldigten Klaus O T T O, Ulrich, R.… und Ludwig, F….

wird gemäß § 164 Ab. 1 Ziff. 1 StPO eingestellt.

Gründe: 

Die Beschuldigten stehen unter dringendem Tatverdacht, am 12.8.61 in den Abendstunden in der

Vorhalle des Bahnhofes Friedrichstrasse Hetze gegen den Arbeiter- und Bauernstaat begangen zu haben.

Am 12.8.61 kamen die Beschuldigten Otto,… und…, alle 3 Westdeutsche bzw. Westberliner Bürger,

unabhängig voneinander in das Demokratische Berlin.

Otto besichtigte das Ehrenmal in Treptow, die Staatl. Museen Unter den Linden und besuchte seine

Großmutter in Berlin-Pankow.

R……

F….

Als sie zu verschiedenen Zeiten, wiederum unabhängig voneinander, die Bahnhofshalle des Bahnhofs

Friedrichstrasse betraten, um nach Westberlin zurückzufahren, stellten sie fest, daß dort mehrere Dis-

kussionsgruppen standen und über politische Probleme diskutiert wurde.

Da sie neugierig waren, und, wie R. aussagte, ihnen auch bekannt sei, daß man in der DDR frei und offen seine Meinung sagen kann, schlossen sie sich den bereits vorhandenen Diskussionsgruppen an.

Der Beschuldigte Otto vertrat den Standpunkt, daß er die DDR nicht anerkenne, weil sie nicht aus freien Wahlen hervorgegangen sei. Daß in Westdeutschland die KPD zu Recht unterdrückt werde,

weil sie die kapitalistische Gesellschaftsordnung beseitigen wolle. Ausserdem sei nicht erwiesen, daß

es in der Nationalen Volksarmee keine Nazi-Generale gäbe. 

Der Beschuldigte R…. 

Der Beschuldigte F…

Wie aus dem Informationsbericht des Oberrichter L., der an diesem Tage Leiter der Ausstellung

„Blutrichter in Westberlin“ war, hervorgeht, wurden von ihm als auch von anderen fortschritt-lichen Bürgern die Besucher dieser Ausstellung nach ihrer Meinung gefragt. Da es bei den ange-sprochenen Personen unterschiedliche Auffassungen über die Ausstellung gab, entwickelte sich daraus eine Diskussion, die nach Aussagen des Oberrichter L.  in ziemlicher Lautstärke geführt wurde. Dadurch wurden andere Ausstellungsbesucher und dann auch Reisende aufmerksam, näherten sich den Diskutierenden und beteiligten sich an der Diskussion. So kam es, daß sich bis gegen 19.oo Uhr ca. 150 Personen angesammelt und sich Diskussionsgruppen gebildet hatten.

Aus den Vernehmungen der Beschuldigten und der Zeugen H., L.,B, und K. ergibt sich, daß sie die

Bahnhofshalle zu jenem Zeitpunkt betraten, wo bereits lebhafte Diskussionen im Gange waren. D.h.,

die Diskussionen wurden nicht von den Beschuldigten bewusst organisiert, sich jedoch aktiv an den

Diskussionen beteiligten. Selbst Genosse L. gibt an daß es sich an diesem Tage nicht um einen pro-vozierten oder gelenkten Einsatz gegnerischer Kräfte handelte.

Da keine Aussichten bestanden, die Diskussionen ohne weiteres zu beenden und die Zahl der Disku-

tierenden auf ca. 150 Personen angewachsen war, mußte die Volkspolizei eingreifen. Die Aufforde-

rung, weiterzugehen, wurde ohne jede Auflehnung befolgt und die Bahnhofshalle in kürzester Zeit

geräumt.

Zur Festnahme der Beschuldigten kam es dadurch, weil sie z.Zt., als die Volkspolizei eintraf in den

einzelnen Diskussionsgruppen gerade das Wort führten und man annahm, daß es sich bei ihnen um

die Personen handelt, die bewusst eine solche Diskussion organisierten, um gegen unseren Staat zu

hetzen und Unruhe unter unserer Bevölkerung zu stiften.
Ohne Zweifel führten die Beschuldigten an jenem Tage negative Diskussionen gegen die gesell-schaftliche Verhältnisse in der DDR und verherrlichten das kapitalistische System in der Bundes-republik. 

Dies Äußerungen können jedoch nach meiner Ansicht nicht als Hetze qualifiziert werden.

1) Kamen die Beschuldigten in das Demokratische Berlin um Besichtigungen, Einkäufe bzw.
Besuche durchzuführen.

2)  Sie betraten die Bahnhofshalle zu jenem Zeitpunkt, wo bereits lebhaft über politische Probleme 
     diskutiert wurde.

3)  Sie kamen nicht im Auftrage westlicher Geheimdienststellen und organisierten bewußt diese Dis- 

     kussionen. 

4)  Handelt es sich bei ihnen um Westdeutsche bzw. Westberliner Bürger, die ganz offensichtlich 
     unter dem Einfluß westlicher Propaganda stehend, ihre Meinungen darlegten.

Alle die von ihnen vorgebrachten Argument sind solche, die der Westdeutschen und Westberliner Bevölkerung durch Presse, Rundfunk tagtäglich eingehämmert werden. Bewußt wird die sozia-listische Entwicklung in der Deutschen Demokratischen Republik und anderer soz. Staaten entstellt und verleumdet.

Nach eingehender Überprüfung des Tathergangs und der Persönlichkeit der Beschuldigten liegt eine

Hetze gem. § 19 StEG bzw. Staatsverleumdung gem. StEG hier nicht vor.

Die Beschuldigten befinden sich seit dem 1.8.1961 in Untersuchungshaft.

                                                       I.A..  

                                                                              (H…)

                                                                              StA.

_________________________________________________________________________________   

                                                     Vfg.

Vermerk:
Bevor in der Strafsache I 219/61 gegen Otto u.a. Anklage erhoben wurde, ist mit dem Gen. R…..

Bezirksleitung der SED Abtlg. Sicherheit, im Beisein des Gen. S… Rücksprache geführt worden.

Es wurde festgelegt, daß in dieser Sache Anklage zu erheben ist, weil nach dem festgestellten Sach-

verhalt Hetze gem. § 19 StEG vorliegt. Bei dem Strafmass ist jedoch zu berücksichtigen, dass die

Beschuldigten nicht mit der Absicht in das demokratische Berlin gekommen sind, um gegen unseren

Staat zu hetzen, sondern die Bahnhofshalle in einem Zeitpunkt beraten, wo bereits über politische

 Probleme, die die Entwicklung der beiden deutschen Staaten betreffen, diskutiert wurde. Allerdings

und das darf nicht übersehen werden, kam es durch das Auftreten der Beschuldigten, die in einer

ziemlichen Lautstärke diskutierten, zu einer Menschenansammlung von ca. 200 Personen. Dadurch

war durchaus die Gefahr des Aufwiegelns gegeben. Aus diesem Grunde wurde auch festgelegt,

Anklage zu erheben, beim Strafmass entsprechend der Beteiligung der Beschuldigten zu differen-zieren und nicht höher als über die Mindeststrafe zu gehen.

                                                                      (………………)          

                                                                      Staatsanwältin

Der Generalstaatsanwalt                                                     Berlin C 2, den 13.September 1961

von Groß-Berlin                                                                 Grunerstr. 8 – 10

- I  219.61 –

An das 

Stadtgericht von Groß-Berlin                                                       Haftsache !

   - Strafsenat  1 -

B e r l i n  C 2

                                                         A n k l a g e s c h r i f t 

1.) Der Student Klaus, Karl O t t o  

      geboren am 3. März 1939 in Berlin, wohnhaft: Düsseldorf, Degerstr. 32, Deutscher, ledig

      nach eigenen Angaben nicht vorbestraft,

2,) der Maurer  Ulrtich R.…

3.) der Arbeiter Ludwig F. …
               die Beschuldigten zu 1), 2) und 3 in dieser Sache in Untersuchungshaft seit dem 12. August 

               1961 in der U-Haftanstalt Berlin-Pankow,

               werden a n g e k l a g t  ,

      in Berlin am 12. August 1961 selbständig und unabhängig voneinander gegen den Arbeiter- und 

      Bauernstaat der Deutschen Demokratischen Republik gehetzt und damit die ideologischen Grund-

      lagen unseres sozialistischen Staates angegriffen zu haben.

      Die Beschuldigten haben in den Abendstunden des 12. August 1961 in der Vorhalle des Bahnhofes

      Friederichstraße gegen die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik, die sozialistische

      Entwicklung der Landwirtschaft und die Nationale Volksarmee gehetzt.

      - Verbrechen strafbar gemäß § 19 StEG -

       Beweismittel:

                             1. Aussagen der Beschuldigten O t t o, … und …

                             2. Aussagen der Zeugen: …

         Wesentliches Ermittlungsergebnis 

         Am 13. August 1961   beschloss die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik Maß-

         nahmen zum Schutze der Sicherheit unseres Arbeiter- und Bauernstaates und seiner Bürger.

         Sie waren eine Antwort auf die von Westdeutschland und Westberlin aus in letzter Zeit 
         Verstärkt betriebene Wühl- und Hetztätigkeit gegen unseren sozialistischen Staat und den
         anderen sozialistischen Ländern. 

         Diese Maßnahmen waren erforderlich, da die seit Jahren von der Regierung der Deutschen 

         Demokratischen Republik unterbreiteten Vorschläge für die Beseitigung der Überreste des 

         zweiten Weltkrieges von den Westmächten und den Kriegstreibern in Westdeutschland und 

         Westberlin mit verstärkter Kriegsaufrüstung und der Androhung militärischer Gewalt
         beantwortet wurden. Westberlin spielte dabei keine unerhebliche Rolle. Seit Jahren wird
         Westberlin als Frontstadt, als Zentrum der Wühltätigkeit, der Spionage und Diversion, als 
         Zentrum politischer und ökonomischer Provokation gegen die Deutsche Demokratische
         Republik missbraucht. Westberlin wurde zu einer ernsten Gefahr für den Frieden. Bewusst
         werden die gesellschaftlichen Verhältnisse der Deutschen Demokratischen in Westdeutschland 
         und Westberlin verleumdet, um die westdeutschen und westberliner Bürger über die wahren
         Verhältniss unseres sozialistischen Staates und unseres sozialistischen Aufbaus im Unklaren zu
         lassen und sie über die wirkliche Lage, in der sich Westdeutschland befindet, hinwegzutäu-

         schen.

         Dieser von Westdeutschland aus betriebenen Hetze waren auch die Beschuldigten bei ihrem
         Auftreten am 12. August erlegen. Sie glaubten, in einer provokatorischen Form auftreten und
         gegen die gesellschaftlichen Verhältnisse unseres Staates hetzen zu können.

         Der Beschuldigte Klaus O t t o ist 23 Jahre alt und stammt aus kleinbürgerlichen Verhältnissen. 

         Er besuchte von 1946 bis 1950 die Grundschule und von 1950 bis 1959 ein Gymnasium, 
         welches er mit dem Abitur abschloss. Im Juni 1959 begab er sich besuchsweise nach Amerika,
         wo er Gelegenheit hatte, ein Studium aufzunehmen. Nach zwei Semestern gab er dieses
         Studium wieder auf und kehrte nach Westdeutschland zu seinen Eltern zurück. Im September 
         1960 begann er ein Studium an der Kölner Universität, Fachrichtung Volkswirtschaft. Er ist
         Student im zweiten Semester. Einer Partei oder Massenorganisation gehört er nicht an.

         Um den Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik und allen westdeutschen Besuchern

         Gelegenheit zu geben, sich über die faschistische Entwicklung in Westdeutschland zu informie-

         ren, wurde von den Justizorganen der Deutschen Demokratischen Republik und der Nationalen 

         Front am Bahnhof Friedrichstraße eine Ausstellung „Blutrichter in Westberlin“ organisiert.

         Die Beschuldigten, die sich bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht kannten und unabhängig 
         voneinander das demokratische Berlin betraten, Verwandtenbesuche durchführten und sich 
         Sehenswürdigkeiten ansahen, stellten am 12. August 1961 etwa gegen 19 Uhr beim Betreten 
         der Vorhalle des Bahnhofs Friedrichstraße fest, daß dort mehrere Personen über politische 
         Probleme der Deutschen Demokratischen Republik diskutierten. In diese Diskussion, die 
         anfänglich einen aufklärenden Charakter trug, mischten sich die Beschuldigten ein und führten
         hetzerische Reden gegen die gesellschaftlichen Verhältnisse unseres sozialistischen Staates.

         So äußerte z.B. der Beschuldigte O t t o, daß die Deutsche Demokratische Republik kein recht-

         mäßiger Staat sei und nicht aus freien Wahlen hervorgegangen ist. Gleichzeitig verherrlichte er

         die kapitalistischen Verhältnisse in Westdeutschland und sprach sich für das Verbot der KPD 

         aus.
         Der Beschuldigte . R. hetzte   in der Form, indem er die sozialistische Entwicklung in der Land-

         wirtschaft als Zwangskollektivierung bezeichnete und die Atombewaffnung der Bundeswehr 
         rechtfertigte.   

         Der Beschuldigte F. … diffamierte die Deutsche Demokratische Republik in der Form, indem

         er behauptete, die Bevölkerung unseres Staates sei ein unterdrücktes Volk und habe sich am 17. 

         Juni 1953 zu Recht gegen die Unterdrückungsmaßnahmen unseres Staates gewehrt.

          Mit diesen hetzerischen Äußerungen versuchten die Beschuldigten die dort anwesenden Perso-

          nen aufzuwiegeln und zu verbrecherischen Handlungen gegen unseren Arbeiter- und Bauern-

          staat zu veranlassen.

         Wenn auch beachtet werden muss, daß es sich bei den Beschuldigten um westdeutsche und 

         Westberliner Bürger handelt, die am 12. August 1961 in das demokratische Berlin gekommen 

         sind, um Verwandtenbesuche durchzuführen bzw. bestimmte Sehenswürdigkeiten sich anzu-

         sehen, so kann es keinesfalls geduldet werden, daß sie in einer solchen Form gegen unseren 
         Staat auftreten.
         Es wird daher beantragt,

1. das Hauptverfahren vor dem Stadtgericht von Groß-Berlin, Strafsenat 1, zu
      eröffnen,
                         2.   Termin zur Hauptverhandlung anzuberaumen und

                         3.   die Untersuchungshaft aus den Gründen ihrer Anordnung fortdauern zu lassen.“

   Im Auftrage:

                                                                                      Staatsanwalt

Stadtgericht von Groß-Berlin

Strafsenat Ib                                                                          Berlin C 2, den 17. Oktober 1961   

101b BS 63.61

I   219.61


                                                      B e s c h l u s s

Der Student Klaus Otto, der Maurer Ulrich R…. und der Arbeiter Ludwig F. ….

werden beschuldigt, in Berlin, am 12. August 1961, selbständig handelnd, 

die Angeklagten Otto und F.… gegen die Arbeiter- und Bauern-Macht gehetzt und der
Angeklagte R. …. den Militarismus verherrlicht und gegen die Arbeiter- und Bauern-Macht gehetzt zu haben.

Die Angeklagten haben an dem benannten Tage in der Vorhalle des Bahnhofes Friedrichstraße gegenüber einer Gruppe Bürgern, die in positiver Form über die gesellschaftlichen Verhältnisse der DDR diskutierten, u.a. die hetzerischen Äußerungen gebraucht, daß es bei uns keine freien Wahlen gibt, daß die Bürger der DDR unterdrückt werden und sich am 17. Juni 1953 zu Recht „erhoben“ haben und daß in der Landwirtschaft eine Zwangskollektivierung durchgeführt worden sei.

Der Angeklagte R ….  hat außerdem die atomare Bewaffnung der Bundeswehr als rechtmäßig bezeichnet.

Verbrechen bei den Angeklagten Otto und  F… nach § 19 Abs. 1 Ziff. 2 StEG

                    bei dem Angeklagten R … nach § 19 Abs. 1. Ziff. 1 und 2 StEG.

Sie sind dieser Taten hinreichend verdächtig.

Auf Antrag der Generalstaatsanwaltschaft von Groß-Berlin wird daher gegen sie das Hauptverfahren

vor dem Stadtgericht von Groß-Berlin eröffnet. Die Untersuchungshaft dauert bei allen Angeklagten aus den Gründen der Anordnung fort.

                                                                                                     Berlin C 2, den 17. Oktober 1961

                                                                                                     Stadtgericht von Groß-Berlin

                                                                                                     Strafsenat 1b

Ein wichtiger Hinweis zu der nicht-öffentlichen Sitzung:

Im Gegensatz zu den bisherigen Texten ist das Protokoll der folgenden Gerichtsverhandlung mit der Hand geschrieben und zum Teil schwer leserlich oder sogar unvollständig. 

Nicht-öffentliche Sitzung                                                            Berlin C 2, den 24. Okt. 1961

des Strafsenats 1 b des Stadtgerichts 

101 b  BS. 63.61  I 219.61
Strafsache

Gegen

     1) den Student Klaus Karl Otto, geb… am…..

     2) den Maurer  Ulrich R…

     3) den Arbeiter Ludwig F …

ledig, nicht vorbestraft und in U-Haft seit dem 12.8.1961

wegen Verbrechen nach § 19 Abs. 1 Ziff. 2 StEG.

Die Verhandlung begann mit dem Aufruf der Angeklagten – der Zeugen – und Sachverständigen.

Es meldeten sich:                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                     
Die Angeklagten vorgeführt. Für den Angeklagten Otto erschien Rechtsanwalt Fiedler. Als Pflichtverteidiger für die Angeklagten R.… und  F.…  erschien Rechtsanwalt ….

Es meldeten sich als Zeugen: Herr Prof. Dr. ….

Der Vorsitzende gab die Namen des Richters, der Schöffen und des Staatsanwalts bekannt.

Gemäß § 83 StPO wird die Öffentlichkeit aus Gründen der Sicherheit des Staats ausgeschlossen.

24. Oktober 1961                          26.Oktober 1961

Beginn: 8.00 Uhr                           Beginn: 10.45 Uhr

Ende:   13.00 Uhr                          Ende:     12.00 Uhr

Die Zeugen entfernen sich nach Aufforderung des Vorsitzenden aus dem Sitzungssaal.

Die Angeklagten nach ihren Personalien gefragt, geben an:

                                            Wie aktenkundig

Danach trug der Staatsanwalt den wesentlichen Inhalt der Anklage vor. Anschließend wurde der Beschluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens verlesen.

Die Angeklagten wurden über die persönlichen Verhältnisse vernommen und befragt, was sie auf die Beschuldigung zu erwidern haben.

Sie erklärten: Nichts

1. der Mutter des Angeklagten, Frau Helene Otto, Düsseldorf, Degerstr. 32
2. der Tante, Frau Wauschkuhn, Margarete, Berlin-Pankow, Neumnnstr. 41 …
3. der (angeblichen) Verlobten, Rosemarie ..., Düsseldorf
wird die Anwesenheit gestattet. 

Sie werden gemäß § 85 Abs. 2, StPO auf ihre Schweigepflicht hingewiesen.

Zur Person:

Angeklagter Otto:

Ich habe immer die Volksschule besucht bis zur 5. Klasse. Bin dann ins Gymnasium gegangen und machte das Abitur. Ich habe mit Amerikanern im Briefverkehr gestanden. Ging dann 15 Monate nach Amerika. Studiere jetzt in Köln Volkswirtschaft. Bin nicht organisiert.

Hatte einen Un-

Fall. War z.Z, der Festnahme krankgeschrieben. Ich war seit 1950 beim Gewerkschaftsbund. Bin in der

Christlichen Arbeiterjugend. Bin dort Jugendleiter. Als Ordner werden wir von der CDU bei Versammlun-

gen auch mal angefordert. Ich bin als Jugendleiter sehr in Anspruch genommen. Habe auch an Abend-kursen teilgenommen. Wir haben einen Geistlichen, von dem wir angeleitet werden. Wir sprechen mit den Jungen über ihre Sorgen und Nöte“

„Angeklagter Otto zur Sache:

Ich wollte am 12.8.61 zu meiner Oma gehen. War um 19:45 Uhr in der Friedrichstraße. Ich bin dann noch mal nach Westberlin gefahren, kam dann wieder zurück. Es wurde ein Menschenauflauf gesehen und diskutiert. Ich habe mich durchgedrängelt und wollte mitdiskutieren. Der Herr Prof. sagte, dass ein Friedensvertrag abgeschlossen werden müsste. Ich sagte, daß ein Friedensvertrag nicht zustande kommen könnte, da wir zwei Staaten sind und die DDR nicht anerkennen. Ich sagte, daß in Westdeutsch-land keine Diktatur herrscht, weil die Regierung aus freien Wahlen hervorgegangen ist. Die Regierung hat das Recht, gegen die KPD vorzugehen, weil sie von dem Volk gewählt worden ist. Ich habe angegeben, daß es aber nicht demokratisch ist. Ich sagte noch, daß die KPD zu Recht verboten wird.

Aussage eines Zeugen:

Ich war gegen 17.00 Uhr im Dienst in der Friedrichstraße in Zivil. Die Diskussion wurde an der Aus- stellung „Blutrichter in Westberlin“  geführt. Ich schaltete mich in die Diskussion ein. Der Ange-klagte F. …. sagte, daß der 17. Juni zu Recht stattgefunden hat, aber nicht richtig war, daß Panzer auf Arbeiter geschossen haben. Es seien hier keine freien Wahlen. Der Kommunismus könne nicht die Welt beherrschen. Er sagte, daß man nicht die Wahlkabine hier benutzen dürfe.

Der Zeuge wurde um 10.50 Uhr im allseitigen Einverständnis entlassen.

Das Gericht machte eine Pause von 20 Minuten. Um 11.30 Uhr wird die Verhandlung fortgesetzt.

Die Beweisaufnahme wurde geschlossen.

Die Staatsanwältin trägt den wesentlichen Inhalt des festgestellten Sachverhalts vor:

Der Angeklagte Otto diskutierte mit dem Prof. Dr. .. Der Angeklagte sagte, daß die DDR für ihn 

nicht existent sei.

Der Angeklagte R.  hat mit einem Freund das Demokratische Berlin besucht. Er hat an Diskussions-
reden am Bahnhof Friedrichstraße teilgenommen.

Der Angeklagte F.… hat zum Ausdruck gebracht, daß die Arbeiter in der Deutschen Demokratischen

Republik nicht frei wählen können und unter Druck stehen. Der 17. Juni 1953 sei zu Recht erfolgt. 

Alle Angeklagten haben die Gastfreundschaft unseres Staates ausgenutzt und sich zu derartigen

Äußerungen hinreißen lassen. Sie haben sich nach § 19 Abs. 1 Ziff. 2 StEG strafbar gemacht.

Bei allen Angeklagten, da sie in Westberlin und Westdeutschland wohnen, sind den westlichen

Einflüssen ausgesetzt.

Ich beantrage:

1.) für den Angekl. Otto:     4 Monate Gefängnis unter Anrechnung der U-Haft

2.) für den Angekl. R:          5 Monate Gefängnis unter Anrechnung der U-Haft

3.) für den Angekl. F:          6 Monate Gefängnis unter Anrechnung der U-Haft.

Die Verteidiger machen ihre Ausführungen und beantragen:

Rechtsanwalt W.. für die Angeklagten R….    und F.… …

Der Angeklagte R…  hat sich nicht viel über Politik gekümmert. Der Angeklagte R .…hat nicht

behauptet, daß sich Bauern aufgehängt haben, sondern die Frage gestellt, ob sich die Bauern wegen der Zwangskollektivierung aufhängen. Bei dem Angeklagten R.. … ist bereits ein erzieherischer Erfolg schon zu verzeichnen. Aus diesen Gründen ist zu erwägen, ob der Angeklagte R. … nicht aus der Haft zu entlassen ist, ihm die U-Haft anzurechnen.

Der Angeklagte F. … hat sich nicht eine eigene Meinung. Er hat sich ehrlich bemüht, sich eine eigene Meinung zu bilden, wenn auch nicht richtig. Ich bitte, ihn milde zu bestrafen“.

Rechtsanwalt Fiedler für den Angeklagten Otto:

Der Angeklagte Otto ist sehr interessiert und intelligent. Er wollte diskutieren und nicht hetzen.

Er hörte, dass es um Fragen ging, die alle interessieren und so kam er in die Diskussion. Die 

Äußerungen sind dazu angetan, in eine Menschenansammlung Unruhe hineinzubringen, wie die

Staatsanwaltschaft gesagt hat, …….. nicht vor. Die Äußerungen des Angeklagten sind keine

provokatorischen Äußerungen. Der Angeklagte hat seit seiner Haft einige Lehren gezogen. Die Gesellschaftsgefährlichkeit der Handlung ist nicht so hoch. 
Ich beantrage, den Angeklagten aus der Haft zu entlassen oder andernfalls nicht über das Mindest-maß der Strafe hinauszugehen und ihm die U-Haft anzurechnen.

Die Angeklagten haben das letzte Wort:

Der Angeklagte Otto:“ Ich habe nicht gewusst, daß in Westdeutschland Spionageorganisationen

existieren, die die Menschen in der DDR für ihre Zwecke missbrauchen.“
Der Angeklagte: R.… „Ich möchte mich entschuldigen. Nach meiner verbüßten Haft werde ich mich den fortschrittlichen Kräften in Westberlin anschließen.“

Angeklagter: F.… „Ich möchte sagen, daß ich nicht die Absicht hatte, gegen die DDR zu hetzen. Ich

schätze viele Dinge in der DDR positiv ein, zum Beispiel Bildungs- und Schulsystem.“
Die Verhandlung wird um 13.00 Uhr unterbrochen bis zur Urteilsverkündung am 26. Oktober 1961

um 11.45 Uhr.

Fortsetzung der Verhandlung am 26. Oktober 1961

Um 10.45 Uhr mit der gleichen Besetzung des Gerichts, des gleichen Staatsanwalts und der gleichen

Schriftführerin. Die Angeklagten erschienen wieder vorgeführt. Es erschienen wieder die gleichen

Verteidiger. 

Die Verhandlung wird fortgesetzt mit der öffentlichen Urteilsverkündung von dem Vorsitzenden durch öffentliche Verlesung der Urteilsformel und gemäß § 84 StPO durch nichtöffentliche Verlesung der Urteilsgründe.
                                       I m   N a m e n   d e s  V o l k e s !

                                       ----------------------------------------

Wegen staatsgefährdender Hetze (§ 19 Abs. 1 Ziff 2 StEG) werden verurteilt:

1.) der Angeklagte Otto zu einer Gefängnisstrafe von 4 – vier – Monaten

       2.)  der Angeklagte  R… zu einer Gefängnisstrafe     von 5 - fünf – Monaten

       3.)  der Angeklagte  F.… zu einer Gefängnisstrafe     von 6 – sechs – Monaten.

Die Untersuchungshaft wird allen Angeklagten auf die erkannten Strafen angerechnet.

Die Auslagen des Verfahrens tragen die Angeklagten.

                                 ----------------------------------

Rechtsmittelbelehrung der Angeklagten ist erfolgt:

Der Angeklagte Otto erklärt:“ Ich nehme das Urteil an“.

Der Angeklagte R.… erklärt:„Ich nehme das Urteil an“.

Der Angeklagte F… .erklärt:“ Ich nehme das Urteil an“.

Der Staatsanwalt erklärt: Gab keine Erklärung ab.

Zustellung durch Übergabe gemäß § 212b ZPO,

am 26. Oktober 1961 an Gen. StA u. Angekl.

Stadtgericht von Groß-Berlin









Berlin C 2 , den 2.11.1961

Aktenzeichen: I  219/61

An die

Haftanstalt in   Berlin I

Sondersprechgenehmigung

Die Mutter des Untersuchungsgef.  O t t o

erhält hiermit die Erlaubnis, den Untersuchungshäftling  Klaus  O t t o, geb. am 3.3.1939

während der dort üblichen Besuchszeiten einmal im Beisein eines Angehörigen der Haftanstalt zu sprechen.

Dem Gesuchsteller ist Mitteilung gegeben worden, dass die Sprechgenehmigung an die Haftanstalt übersandt worden ist.

                                                                                                       I.A.








   ( W. )
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                  

                                                                                                 _____________ 
 

                                                                                                 Staatsanwalt

__________________________________________________________________________________

Stadtgericht von Gross-Berlin                       Rechtskräftig (handschriftlich hinzugefügt :
                                                                                                                                     seit:23.11.61                                                                                                                                              

         - Strafsenat 1 b –                                                   Berlin, den 7.11.61
         I  219.61

.                         

                           I m  N a m e n  d e s  V o l k e s !

                           ---------------------------------------

In der Strafsache

g eg e n   

               1) den Studenten

                   Klaus, Karl O t t o,

                   geb. am 3.3.1939 in Berlin, wohnhaft: Düsseldorf, Degerstr. 32  

                   Deutscher, ledig, nicht vorbestraft, in U-Haft seit dem 12.8.1961,

               2) den Maurer Ulrich R. ….

               3) den Arbeiter Ludwig F. …

wegen:    staatsgefährdender Hetze

hat der Strafsenat 1 b des Stadtgerichts von Groß- Berlin, Berlin 2, Littenstr. 12/15, in den nicht-

öffentlichen Sitzungen am 24. und 26. Oktober 1961, an denen teilgenommen haben:

Oberrichter…  als Vorsitzender, Herr … , Gießer, Herr … , Archivar,  als Schöffen,    Staatsanwältin.. … als Vertreterin des Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin, Justizangestellte … als Schriftführer,

zu  R e c h t  erkannt: 

Wegen staatsgefährdender Hetze ( § 19 Abs. 1 Ziff. 2 StEG ) werden verurteilt:

                   1) der Angeklagte  O t t o zu einer Gefängnisstrafe

                             von  4 – vier – Monaten

                   2) der Angeklagte  R…    zu einer Gefängnisstrafe

                             von  5 – fünf –Monaten

                   3) der Angeklagte  F…    zu einer Gefängnisstrafe

                              von  6 -  sechs -  Monaten.

                   Die Untersuchungshaft wird allen Angeklagten auf die erkannten Strafen angerechnet.

                   Die Auslagen  des Verfahrens tragen die Angeklagten.

G r ü n d e :   

Der 22-jährige Angeklagte O t t o kommt aus dem Bürgertum, er hat die Volksschule und später das Realgymnasium besucht, das er mit Ablegung des Abiturs beendete. Er ist von Juni 1959 bis September1960 in den USA gewesen und hat dort an einem Colleg in Richmond im Staat Indiana zwei Semester studiert. Nach seiner Rückkehr nach Deutschland hat der Angeklagte ein Studium an der Kölner Universität Fachrichtung Volkswirtschaft aufgenommen und befand sich zuletzt im 2. Semester.

Er gehört keiner politischen oder gesellschaftlichen Organisation an, sympathisiert aber mit der CDU in Westdeutschland.

Die Angeklagten Otto und …  sind Bürger der Deutschen Bundesrepublik und der Angeklagte …  ist

Bewohner der Westsektoren von Berlin.

Der Angeklagte Otto befand sich zur Teilnahme an einem Seminar in Westberlin und wollte am Tattage seine Großmutter in Berlin-Pankow besuchen. Der Angeklagte …  war auf Urlaub in Westberlin und hat in den ersten Tagen des Monats August 1961 einige Male seinen Onkel in Berlin-Karlshorst besucht, den er auch am Tattage aufsuchen wollte, und der Angeklagte….hielt sich am Tat

tag mit einem Bekannten im Demokratischen Berlin auf.

Bei diesem Aufenthalt im Demokratischen Berlin passierten die Angeklagten unabhängig voneinander am Abend des 12. August 1961 ungefähr um 19,oo bis 20,oo Uhr auch die Vorhalle des S-Bahnhofes Friedrichstraße . Dort wurde unter dem Titel „Blutrichter in Westberlin“ eine Ausstellung gezeigt, aus welcher jeder Bürger anhand von dokumentarischem Material erkennen konnte, daß in der Westberliner Justiz auch heute noch solche Richter beschäftigt sind, die bereits an Todes- und anderen Terrorurteilen gegen Antifaschisten teilgenommen haben.

Es hatten sich zu der Zeit, als die Angeklagten in der Bahnhofshalle waren, einige Diskussionsgruppen in Stärke von ca. 70 bis 100 Personen gebildet, und es wurde über das Ausstellungsmaterial und die gesellschaftlichen Verhältnisse in der Deutschen Demokratischen Republik und in der Bundesrepublik diskutiert.
Die Angeklagten nahmen an dieser Diskussion teil. Dabei erklärte der Angeklagte Otto, daß die Deutsche Demokratische Republik nicht existent sei, daß sie von der Westdeutschen Regierung nicht anerkannt werde und daß er sie ebenfalls nicht anerkenne. Er erklärte ferner, daß die Regierung der Bundesrepublik die Vertretung des Deutschen Volkes ist, weil sie aus freien Wahlen hervorgegangen ist und daß das kommunistische System in Westdeutschland zu Recht unterdrückt werde, weil dort der Kapitalismus herrscht und die Kommunisten den Kapitalismus beseitigen wollen.

Auf den Hinweis des Zeugen K.… , daß das Verbot der KPD in Westdeutschland zu Unrecht erfolgt sei, gab der Angeklagte dieses zu, indem er erklärte, daß es sich bei dem Verbot um keine demokratische Maßnahme handelt. Trotz längerer Diskussion mit fortschrittlichen Bürgern verblieben alle drei Angeklagten bei ihren Behauptungen.

Dieser Sachverhalt ergibt sich aus den Einlassungen der Angeklagten und den Aussagen der Zeugen.

Die Erklärung der Angeklagten geht einheitlich dahin, daß sie nicht in provokatorischer Absicht an der Diskussion teilgenommen haben. Sie wären bestrebt gewesen, ihre Meinung, die sie sich aus dem Lesen der Westberliner und westdeutschen Presse und aus dem Abhören der westlichen Rundfunk-sender angeeignet haben und die ihrer Ansicht nach richtig wäre, in der Diskussion zu vertreten. Sie hätten nicht die Absicht gehabt, gegen die DDR oder gesellschaftlichen Organisationen zu hetzen.

Der Senat ist dieser Erklärung insoweit gefolgt, daß die Angeklagten nicht mit provokatorischer Absicht an der Diskussion teilnahmen.

Aus den Aussagen der Zeugen ergibt sich aber, daß die Angeklagten während des gesamten Tatgeschehens bestrebt gewesen sind, die gesellschaftlichen Verhältnisse in der DDR als ungesetzlich und unseren Staat der Arbeiter und Bauern als Unterdrückungsinstrument, das sich gegen die Arbeiter und Bauern richtet, hinzustellen. Die Angeklagten sind auch keinen sachlichen Argumenten zugänglich gewesen………………………

Damit steht fest, daß sie gegen die Arbeiter- und Bauernmacht gehetzt haben und somit die Tatbestandsmerkmale des § 19 Abs. 1 Ziff. 2 StEG erfüllten.

Die Gesellschaftsgefährlichkeit der strafbaren Handlungen kommt darin zum Ausdruck, daß die Angeklagten teilweise wörtlich und im übrigen sinngemäß die hetzerischen Behauptungen wieder-gegeben haben, die täglich und stündlich in der Westpresse und im Westrundfunk gegen unseren Arbeiter- und Bauernstaat verbreitet werden. Es war auch zu beachten, daß diese hetzerischen Äußerungen vor einem großen Teil von Bürgern gemacht wurden, und sie waren durchaus geeignet, bei anderen Personen negative Einstellungen gegen die DDR hervorzurufen bzw. zu bestärken.

Der Senat hat bei der Strafzumessung weitgehend berücksichtigt, daß die Angeklagten laufend der ideologischen Beeinflussung in Westberlin und Westdeutschland ausgesetzt sind und es für sie mit Schwierigkeiten verknüpft ist, sich ein reales Bild von den wahren Verhältnissen in der DDR zu machen. Sie hatten aber alle die Möglichkeit, sich richtig zu informieren, denn der Angeklagte Otto und der Angeklagte …  haben Verwandte im Demokratischen Berlin und zumindest der Angeklagte …  ist von seinem Onkel des öfteren mit den bei uns bestehenden gesellschaftlichen Verhältnissen vertraut gemacht worden.

Der Senat erkannte entsprechend dem Antrag des Vertreters der Generalstaatsanwaltschaft und unter Beachtung der Gesellschaftsgefährlichkeit der Handlung jedes Angeklagten auf die im Urteilstenor benannten Freiheitsstrafen.

Die Bevölkerung der DDR hat ein Recht darauf, daß diejenigen Bürger Westberlins und West-deutschlands, die unser Staatsgebiet betreten können, die Gesetze des werktätigen deutschen Volkes achten und sich nicht mit unseren Feinden auf eine Stufe stellen.

Dieser Strafprozess ist ein Beispiel dafür, wie es den reaktionären Kräften in Westberlin und Westdeutschland gelingt, junge Bürger gegen die DDR aufzuhetzen. Sie entwickeln sich infolge der dauernden ideologischen Beeinflussung zum Gegner aller fortschrittlichen Kräfte.

Es wird für die Angeklagten zweckmäßig sein, daß sie sich in der Zukunft grundlegend mit den politischen Problemen beschäftigen, um zu erkennen, wer in den zur Zeit noch bestehenden beiden Deutschen Staaten die Macht ausübt und in wessen Interesse sie ausgeübt wird. Dann wird es ihnen möglich sein, Schlussfolgerungen dahingehend zu ziehen, in welchem Teil Deutschlands die nationa-len und sozialen Interessen unseres Volkes mit aller Konsequenz vertreten und gewahrt werden.

Die Anrechnung der Untersuchungshaft erfolgt gemäß § 219 StPO und die Entscheidung hinsichtlich der Auslagen des Verfahrens nach § 353, 354 StPO in Verbindung mit § 2 StEG
gez. …..                gez. ….                 gez. ….
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[image: image3.emf]So erhielt ich meine   „ Stasi “ - A kte                  Am 19. Januar 2000,  39  Jahre nach meiner Entlassung   aus der                  Justizvollzugsanstalt Rummelsburg Berlin I,  war   ich als   G eschäftsführer               d es  Einzelhandelsverbandes Leverkusen  –   Solingen  Gast   beim               Jahresempfang   der   I ndustrie -   und Handelskammer   Rem scheid   –                Solingen   – Wuppertal .                 Bei dieser Gelegenheit  hatte  ich  das   Glück,   Dr. h . c. Joachim Gauck, den             seinerzeitigen Leiter der sog. “ Gauck be hörde “  ( offizie ll:   Bundesbeauftragter                für   die   U nterlagen   des   Staatssicher heits dienstes  d er   ehemaligen   DDR ),              kennenzulernen .  Von März 2012 bis März 2017 war Dr.  Joachim  Gauck             Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland.                  Dr. Ga uck  hielt  auf dem Jahresempfang  d ie   Hauptrede zum  Thema :                  „Aufarbeitung      der  DDR - Vergangenheit  –   Last   oder   Gewinn   für   das                v ereinigte Deutschland?“                   Ich nutzte die  Gelegenheit und  sprach  Dr. Gauck  nach de r Veranstaltung  an              und  fragte  ihn,  ob er mir  helfen könne , meine Stasiakte zu bekommen .                Dr. Gauck gab  mir  freundlicherweise   eine Anschrift, an die ich mich               wenden sollte .                  Nach   Erledigung  einiger Formalitäten  und Vorauszahlung der Ge bühren               für die zahlreichen fotokopierten Dokumente und Protokolle  (insgesamt             162 Stück)  erhielt ich  sch l ie ß lich  i m November  2000  meine   „ Stasi “ - A kte .                  Langenfeld,  März 2020                 
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